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Vorwort

Drei Jahrzehnte nach der Friedlichen Revolution 
und ein dreiviertel Jahrhundert nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Diktatur werden mit sechs 
eng aufeinander abgestimmten Bausteinheften ins-
gesamt 308 Quellen veröffentlicht.

Diese Quellen stammen mit einzelnen Ergänzun-
gen überwiegend aus den Beständen des Landes-
archivs Sachsen-Anhalt und vermitteln einen be-
eindruckenden Einblick in die dichte archivische 
Überlieferung zu den beiden deutschen Diktaturen 
des 20. Jahrhunderts.

Archive bieten mit ihren originalen Quellen einen 
einzigartigen Zugang zur Geschichte, wobei die 
Nutzung am Original in den Lesesälen und für eine 
mittlerweile digitalisierte Auswahl auch über Online-
Angebote erfolgen kann – das Archivportal-D weist 
hier den Weg zu den unterschiedlichsten Überliefe-
rungen (https://www.archivportal-d.de/).

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt stellt seine Quel-
len allen Nutzungsinteressierten für ergebnisoffene, 
individuelle Auseinandersetzungen mit historischen 
Themen zur Verfügung. In einer demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft ist der Zugang zu 
öffentlichem Archivgut grundsätzlich frei. Damit die 
Bürgerinnen und Bürger von diesem Recht umfas-
send Gebrauch machen können, müssen sie die 
Möglichkeiten des Archivzugangs kennen und sich 
kritisch mit historischen Themen auseinanderset-
zen können. Die Kooperation von Schulen, Einrich-
tungen der politischen Bildungsarbeit und Archiven 
kann hierfür die Voraussetzungen schaffen und ver-
langt zugleich ein besonderes Engagement aller Be-
teiligten.

Mit dem Projekt „Außerschulischer Lernort Lan-
desarchiv Sachsen-Anhalt“, in dem dieses Heft 
entstand, sollen Hemmschwellen bei Lehrer*innen 
und Archivar*innen abgebaut werden. Das Projekt 
fördert die Auseinandersetzung mit regionaler Ge-
schichte im Schulunterricht. Es soll Lehrer*innen 
den Einsatz von historischen Text- und Bildquellen 
im Unterricht erleichtern und zur Entwicklung von 
Projekten zur regionalen oder lokalen Geschichte 
anregen.

Archive als außerschulische Lernorte bieten einen 
einzigartigen Zugang zu Geschichte und machen 
Vergangenheit auf vielfältige Weise erfahrbar. Durch 
die Befähigung zum selbständigen Arbeiten mit 
Archivalien leistet die Archivpädagogik einen wich-
tigen Beitrag zum kritischen Umgang mit Quellen 
und Informationen. Die souveräne, eigenständige 
Auseinandersetzung mit historischen Themen er-

möglicht eine kritische Teilnahme am gesellschaft-
lichen Diskurs und ist demokratiefördernd.

Die Bausteinhefte der Reihe  bereiten 
sorgfältig ausgewählte historische Dokumente mit 
zahlreichen Hintergrundinformationen didaktisch 
auf. Sie ermöglichen es Lehrkräften, lokale und re-
gionale Geschichte zu vermitteln, die nicht im Schul-
buch vorkommt. Und sie erleichtern Schüler*innen, 
aber auch allen historisch Interessierten, den Weg in 
die Archive und den Zugriff auf die dort verwahrten 
Quellen.

Diese neue Publikationsreihe ist aus Sicht des Lan-
desinstituts für Schulqualität und Lehrerbildung 
mehr als eine Quellensammlung und mehr als eine 
archivpädagogische Handreichung. Die in insge-
samt sechs Bausteinheften didaktisch aufbereiteten 
und thematisch arrangierten Quellen fungieren als 
„Brücke“ in mehrfacher Hinsicht, denn sie ermög-
lichen:

• �unkomplizierten und zugleich professionellen
Zugang zu authentischen Originalquellen,

• �schulformübergreifenden Einsatz in der
Sekundarstufe I und/oder II,

• �Weiterentwicklung der historisch-politischen
Bildung und

• �Weiterarbeit in außerschulischen Lernorten.

Die didaktische und unterrichtspraktische Relevanz 
der Materialien resultiert auch aus einem expliziten 
Bezug zu den Fachlehrplänen der Sekundarschule 
und des Gymnasiums. Das Landesinstitut für Schul-
qualität und Lehrerbildung hofft, dass die in diesem 
Vorhaben angelegten „Brücken“ mit Leben und un-
terrichtspraktischen Erfahrungen sowie Einsichten 
gefüllt werden. Dafür steht die Publikation als klas-
sisches Printmedium und als navigierbares digitales 
Dokument mit Verlinkungen zu den Beständen des 
Landesarchivs zur Verfügung.

Aufgabe der Landeszentrale für politische Bildung 
ist, mittels vielfältiger Bildungsarbeit die Entwick-
lung eines freiheitlich-demokratischen Bewusst-
seins zu fördern und die Bereitschaft zur politischen 
Mitarbeit zu fördern. Daran anknüpfend soll die 
politische und kulturelle Bildungsarbeit in unserem 
Land, in allen öffentlichen und freien Bereichen so-
wie Institutionen angeregt und gefördert werden. 
Dafür erarbeitet und publiziert die Landeszentrale, 
auch zusammen mit vielen Kooperationspartnerin-
nen und -partnern, umfangreiche Materialien für die 
Bildungsarbeit im Land.
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Die Auseinandersetzung mit beiden deutschen Dik-
taturen des 20. Jahrhunderts ist ein Kernbestandteil 
der Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung, 
die sich in vielfältigen Projekten, Veranstaltungen, 
didaktischen Handreichungen und Publikationen 
widerspiegelt. Ein besonderes Augenmerk wird 
dabei auch auf die landes- und regionalgeschicht-
lichen Ereignisse in Sachsen-Anhalt gelegt. Umso 
mehr ist es wichtig, mit Quellen auch aus unserem 
Bundesland eine breitgefächerte Bildungsarbeit zu 
ermöglichen.

Das Projekt „Außerschulischer Lernort Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt“ wurde realisiert mit Fördermitteln 
des Bundesministeriums für Wirtschaft/ des Beauf-
tragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder. Die Veröffentlichung der Bausteinhefte erfolgt 
in Kooperation des Landesarchivs Sachsen-Anhalt 
mit dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrer-
bildung und der Landeszentrale für politische Bil-
dung. Diese Zusammenarbeit wollen wir auch bei der 
Vermittlung der Projektergebnisse und bei künftigen 
Projekten fortsetzen.

Dr. Detlev Heiden

Leiter des Landesarchivs 
Sachsen-Anhalt

Maik Reichel

Direktor der Landeszentrale  
für politische Bildung  
Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel

Direktor des Landesinstituts  
für Schulqualität und  
Lehrerbildung Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel, Maik Reichel und Dr. Detlev Heiden (Foto: Viktoria Kühne)
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Einleitung

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begreift sich als 
Kulturgut sicherndes und zugänglich machendes 
historisches Gedächtnis des Landes sowie als bür-
gerorientierter Informationsdienstleister. Seine viel-
fältigen Angebote werden mit den Bausteinheften der 
Reihe  um den Bereich der historischen 
Bildungsarbeit erweitert. Mit dem Aufzeigen quellen-
gestützter Wege zur Auseinandersetzung mit der 
doppelten deutschen Diktaturgeschichte des 20. Jahr-
hunderts möchte das Landesarchiv einen Beitrag zur 
Erinnerungskultur und Demokratieförderung leisten.   

 bietet exemplarische und didaktisch auf-
bereitete Materialien an, die zur weiteren Befassung 
sowie zur Arbeit mit den Quellen motivieren und zum 
Archivbesuch einladen sollen.

Zum Einstieg behandeln jeweils drei Bausteinhefte 
der neuen Reihe den Nationalsozialismus und die Ge-
schichte der DDR. Sie sind Ergebnisse des Projektes 
„Außerschulischer Lernort Landesarchiv Sachsen-An-
halt“, das an seinen Standorten Magdeburg (Verena 
Meier; Nationalsozialismus) und Merseburg (Till Goß-
mann; DDR) realisiert wurde. Die Bausteinhefte sollen 
Lehrer*innen, Schüler*innen und allen Interessierten 
einen multiperspektivischen Zugang zur Geschichte 
und ihren Deutungsmöglichkeiten bieten. 

Die eng begrenzte regionale Quellenauswahl mit kon-
sequenter Orientierung an ausgewählten Themen-
schwerpunkten ermöglicht die intensive, direkte und 
quellenkritische Auseinanderansetzung mit der histo-
rischen Überlieferung. Die übergeordneten Leitfragen 
nach Repression und Handlungsspielräumen, Jugend 
und Erziehung sowie Wirtschaft und Arbeit lagen bei-
den Teilprojekten zugrunde und ermöglichen sowohl 
Vergleichsperspektiven als auch die Wahrnehmung der 
Spezifika beider deutscher Diktaturen.

Eine konzeptionelle Klammer auch für künftige Bau-
steine der Reihe  bildet der Begriff der 
Gesellschaft. Dieser wird als Ausprägung des sozialen 
Zusammenlebens definiert, das seit der Frühen Neuzeit 
einen Handlungsrahmen ausbildete, welcher die indivi-
duelle Erfahrungswelt übersteigt – beispielsweise durch 
Recht, Ökonomie, Kommunikation, Globalisierung oder 
auch Digitalisierung. Die Pluralität der Gesellschaft wird 
durch eine Quellenauswahl zum Ausdruck gebracht, die 
einer holzschnittartigen Darstellung von historischen 
Ereignissen und Entwicklungen entgegenwirken soll. 
Lehrkräften und Schüler*innen, Bildungsarbeitenden 
und historisch Interessierten wird mit den Bausteinhef-
ten ein erleichterter Zugang zur Geschichte angeboten.

Die Materialien sind schulformübergreifend für Schü-
ler*innen ab der 9. Klasse ausgewählt und umfassen 
historische Quellen unterschiedlicher Niveaustu-

fen. Im Mittelpunkt des didaktischen Konzepts von 
 stehen regionales Lernen, das Arbeiten 

mit in der Regel ungekürzten Originalquellen, Sprach-
sensibilität durch Anmerkungen zu ideologischen, stig-
matisierenden oder herabwürdigenden Begriffen sowie 
die multiperspektivische Einordnung der Quellen. Die 
historischen Dokumente sind so aufbereitet, dass die 
jeweiligen Archivalien in den Entstehungskontext ein-
geordnet sowie die Komplexität und Ambivalenz histori-
scher Entwicklungen nachvollzogen werden.

Jedes Bausteinheft beginnt mit einem kurzen didak-
tischen Kommentar, der zugleich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Quellenauswahl skizziert. Eine de-
taillierte Quellenübersicht verschafft insbesondere den 
Lehrkräften einen Überblick über die im Baustein ent-
haltenen Quellen und informiert ausführlich über histo-
rische Hintergründe, Überlieferungsgeschichte und be-
sondere Merkmale der ausgewählten Archivalien.

Die thematischen Schwerpunkte dieses Bausteinhef-
tes reichen in sieben Kapiteln vom Aufbau der SED-
Herrschaft über den Aufstand vom 17. Juni 1953 bis 
zur Friedlichen Revolution 1989. Verfolgung und Dis-
kriminierung werden ebenso thematisiert wie Flucht 
und Ausreise. Die Kapiteleinführungen führen in das 
jeweilige Thema ein und nehmen regionalgeschichtli-
che Bezüge auf. Zudem ordnen sie die dazugehörigen 
Quellen in den Gesamtkontext ein und zeigen Zielset-
zung wie Motivation der jeweiligen Quellenauswahl auf. 
Eingefügte Erklärkästen liefern Hintergrundinformatio-
nen und erläutern Fachbegriffe. Rot hervorgehobene 
Sprachkästen geben Hinweise zu problematischen Be-
griffen und fördern so die Sprachsensibilität.

Jede Quelle ist mit einer kurzgehaltenen Einführung 
versehen, welche die für die Quellenarbeit notwendi-
gen Informationen bereithält. Die Quellen sind in der 
Regel ungekürzt abgedruckt. Für handschriftliche Do-
kumente werden zusätzlich Transkriptionen angeboten.

Die in der Quellensammlung dargestellten Archivalien 
beinhalten teilweise personenbezogene Angaben, die 
noch archivgesetzlichen Schutzfristen unterliegen. In 
solchen Fällen wurde in den Abbildungen geschwärzt 
und ein Pseudonym eingefügt.

Verena Meier und Till Goßmann als den Projektbearbei-
tenden sowie Dr. Riccarda Henkel, Dr. Björn Schmalz 
und Dr. Felix Schumacher, die das Projekt im Landes-
archiv Sachsen-Anhalt fachlich steuerten, gebührt mein 
besonderer Dank. Mit außergewöhnlichem Engage-
ment konnte ein ambitioniertes Projekt innerhalb eines 
knappen Zeitraumes mit umfänglichen und hoffentlich 
anregenden Ergebnissen abgeschlossen werden.

Detlev HeidenE
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Der Baustein „Repression und Handlungsspielräume 
in der DDR“ bietet einen Überblick über die Möglich-
keiten und Grenzen der Gesellschaft von der Ent-
stehung der Diktatur in der SBZ und frühen DDR bis 
hin zur Friedlichen Revolution 1989/90. Die Quellen-
sammlung zeichnet nach, wie sich der Korridor der 
gesellschaftlichen Freiheit im Verlauf dieser Zeitspan-
ne entwickelte. Hierbei soll aufgezeigt werden, wie 
das repressive Vorgehen von Partei und Staat die 
Handlungsmöglichkeiten begrenzte und in welchen 
Bereichen gesellschaftliche Entfaltungsmöglichkeiten 
fortbestanden. Zugleich lassen die Quellen erkennen, 
wie die Bevölkerung sich stellenweise den vorgege-
benen Formen widersetzte und teilweise sogar offen 
den Widerspruch suchte. Der Blick in die Quellen of-
fenbart zudem, dass die klare Zweiteilung in Partei 
und Staat auf der einen Seite sowie die Bevölkerung 
auf der anderen Seite fehlgeht: Neben dem SED-Re-
gime und seiner überzeugten Anhängerschaft sowie 
dem opponierenden Teil der Gesellschaft gab es an-
dere Teile der Bevölkerung, die sich zwischen diesen 
beiden Polen bewegten. Um die verschiedenen Per-
spektiven der beteiligten Akteure darzustellen, legt 
die Quellensammlung den Fokus sowohl auf das Ge-
schehen innerhalb als auch außerhalb von Partei und 
Staat.

In Anbetracht der mehr als vierzigjährigen Diktaturge-
schichte konzentriert sich die vorliegende Darstellung 
auf ausgewählte Entwicklungen und Ereignisse: Am 
Anfang der Quellensammlung steht die schrittweise 
Begrenzung von Selbstbestimmung und Teilhabe im 
Zuge der Schaffung der Ein-Parteien-Herrschaft 
der SED und des Aufbaus der politischen Polizei. 
Unter der Devise der „Einheit“ wurde zunächst die 
Vielfalt an Parteien in der Nachkriegszeit beschnitten 
und im Weiteren innerhalb der SED gegen „Abweich-
ler“ vorgegangen. Die entstehende politische Polizei 
wandte sich – nach ihrer Gründung im Kontext der 
„Entnazifizierung“ – gegen die vermeintlichen oder 
tatsächlichen Gegner des Regimes. Im Zuge des 

Aufstands vom 17. Juni 1953, der beispielhaft an-
hand der Ereignisse in Magdeburg nachgezeichnet 
wird, gelang es der Bevölkerung kurzzeitig, die stark 
begrenzten Handlungsmöglichkeiten zu weiten. Die 
Niederschlagung des Protests und die folgende Re-
pression brachten den Widerspruch jedoch langfris-
tig zum Verstummen. Das SED-Regime fußte darauf, 
die Möglichkeiten der Bevölkerung zu begrenzen: 
Politisch Andersdenkende und diejenigen, die allein 
aufgrund ihrer Lebensweise von der Norm des „sozia-
listischen Menschen“ abwichen, erfuhren Verfolgung 
und Diskriminierung. Die Sicherung der Staatsgren-
ze und das rigide Vorgehen gegen Ausreisewillige 
machten die Flucht und Ausreise aus der DDR für 
lange Zeit nahezu unmöglich. Im letzten Jahrzehnt 
der DDR entstand allmählich eine politische Öffent-
lichkeit. Im Verlauf des Jahres 1989 gewann die Ent-
wicklung an Dynamik und öffentlicher Protest wurde 
schrittweise möglich. Im Vorfeld der Kommunalwahl 
im Mai 1989 verliehen Bürgerinnen und Bürger ih-
rem Unmut öffentlich Ausdruck. Die Aufdeckung der 
Wahlfälschung durch die Wahlbeobachtung von Op-
positionellen leitete das Ende der DDR ein. Die Fried-
liche Revolution 1989, die beispielhaft anhand der 
Entwicklung in Halle (Saale) thematisiert wird, erwei-
terte Stück für Stück die Handlungsspielräume, bis 
die Diktatur der SED schließlich zusammenbrach.

Vor bzw. beim Arbeiten mit diesem Baustein sollte 
die Situation in Deutschland nach dem Ende des 
Nationalsozialismus sowie die folgende alliierte Be-
satzungspolitik behandelt werden. Zum Verständnis 
der Entwicklung im letzten Jahrzehnt der DDR sollten 
die Schülerinnen und Schülern über ein Hintergrund-
wissen zur sowjetischen Reformpolitik unter Michail 
Gorbatschow seit 1985 sowie zum Umbruch 1989/90 
verfügen. 

Wie gestalteten sich die Handlungsspiel-
räume der Menschen in der SED-Diktatur?

Leitfrage

Didaktischer Kommentar
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Magdeburg

Bad Dürrenberg

Halberstadt

Halle

Wittenberg

Quedlinburg

Salzwedel

Weißenfels

Merseburg

Dessau

Naumburg

Gräfenhainichen

Bernburg

Leuna

Halle-Neustadt Halle-Süd

Magdeburg-
Sudenburg

Ortsübersicht
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Aufbau der Ein-Parteien-Herrschaft der SED

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Staatliche Teilung Deutschlands (→ Q 1e), Einführung der sozialistischen Planwirtschaft (→ Q 1f)

Lehrplan Gymnasium (10): Besatzungspolitik (→ Q 1a), Demokratisierung (→ Q 1e), Deutsche Teilung (→ Q 1e), 
Einführung der sozialistischen Planwirtschaft (→ Q 1f)

Q 1a
● ● ●

Schreiben des Vorsit-
zenden der SPD in der 
Provinz Sachsen, Ernst 
Thape, an den Chef der 
Sowjetischen Militärad-
ministration für die Pro-
vinz Sachsen General 
Alexander Kotikow,  
19. Dezember 1945

LASA, P 509 
SPD-Provin-
zialvorstand 
Sachsen, Nr. 1, 
Bl. 103-107.

Die Nachricht des Vorsitzenden der SPD in der Provinz Sachsen, Ernst Thape, an den Chef der Sowjetischen 
Militäradministration (SMA) für die Provinz Sachsen, General Alexander Kotikow, ist vor dem Hintergrund 
der sowjetischen Besatzung sowie des wachsenden Drucks hin zu einer Verschmelzung von KPD und SPD 
einzuordnen. Die Mitteilung ist zwar teilweise in einem ergebenen Ton gehalten, doch bietet sie zugleich eine 
recht offene Darstellung der Meinung von Ernst Thape. Die offene Haltung Thapes könnte ihre Ursache u. a. in 
dem Umstand haben, dass er als Verfolgter des NS-Regimes lange Zeit das Vertrauen der Besatzungsmacht 
genoss. Thape, der in dieser Nachricht auf eine andere Politik der Besatzungsmacht drängte, verfolgte selbst 
einen ambivalenten Kurs: So hatte er sich wenige Tage vor dieser Mitteilung von seinem Parteigenossen Fritz 
Jungmann distanziert, der als Gegner der Einheitspartei von der SMA attackiert wurde. Nachdem Jungmann 
jedoch regional sowie vom SPD-Vorsitzenden Otto Grotewohl Unterstützung erhielt, rückte Thape in dem 
vorliegenden Schreiben von seiner Distanzierung ab. Der Verfasser reiste im Anschluss an die Nachricht zur 
sogenannten „Sechziger Konferenz“, die am 20./21. Dezember 1945 in Berlin stattfand (je 30 Delegierte von 
SPD und KPD). Im Zuge dieser Zusammenkunft beschlossen beide Seiten, Schritte hin zu einer „einheitlichen 
Arbeiterpartei“ einzuleiten. Nach der Verhaftung einiger Sozialdemokraten flüchtete Thape am 28. November 
1948 während der Berlin-Blockade aus dem sowjetisch besetzten Teil Deutschlands. Das vorliegende Doku-
ment ist die Durchschrift des besagten Schreibens, die als Kopie innerhalb der Unterlagen der SPD in der 
Provinz Sachsen verblieb. Der Umstand, dass es sich lediglich um eine Kopie handelt, erklärt die fehlende 
Unterschrift unter der Nachricht. Die Überlieferung im Bestand des SPD-Provinzialvorstandes Sachsen lässt 
darauf schließen, dass die Notizen und Markierungen im Brief von einem Mitglied der SPD stammen.

Quellenübersicht

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die in diesem Baustein enthaltenen Quellen mitsamt einer Angabe der jeweiligen Niveaustufe und der Archivsignatur. 
Die einzelnen Quellen sind mit orangefarbenen Punkten markiert, die mit ansteigender Zahl das Anforderungsniveau der Materialien hinweisen. Ein niedrigschwelliger 
Zugang (●) liegt bei kurzen und einfach geschriebenen Quellen vor, die wenig Fachbegriffe und zu dekonstruierende Ideologien enthalten. Bei Quellen, die aufgrund 
der Komplexität des Inhalts, des sprachlichen Duktus sowie des notwendigen Hintergrundwissens schwerer zu erschließen sind, besteht ein mittelschwelliger Zugang 
(● ●). Quellen wurden mit dem höchsten Niveau als hochschwelliger Zugang (● ● ●) bewertet, wenn sie besonders umfangreich sind und ein erhöhtes Dekonst-
ruktionsvermögen erfordern, z. B. durch die die Dichte an Fachbegriffen, die zu dekonstruierende Ideologien oder die zeitliche Distanz zum dargestellten Geschehen.
Letzteres ist beispielsweise bei Zeitzeugenaussagen der Fall.
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Q 1b
● ●

Aufruf zur Vereinigung 
von KPD und SPD vom 
Februar 1946

LASA, P 512 
Organisationsko-
mitee der einheit
lichen Arbei
terpartei für die 
Provinz Sachsen, 
Nr. 1, Bl. 32.

Die vorliegende Resolution zur Vereinigung von KPD und SPD wurde am 4. Februar 1946 von der lokalen 
KPD und SPD in Bitterfeld verabschiedet. Das Dokument steht beispielhaft für den ambivalenten Prozess 
der Vereinigung der beiden Parteien. Infolge der sogenannten „Sechziger-Konferenz“ in Berlin im Dezember 
1945 kam es zur Bildung paritätisch besetzter Einheitskomitees, die den Weg hin zur Vereinigung von KPD 
und SPD bereiten sollten. Wenngleich die Schaffung dieser Komitees von der KPD und der Sowjetischen 
Militäradministration in Deutschland (SMAD) forciert wurde, traf diese Entwicklung aufgrund während der 
Verfolgung in der NS-Diktatur gemachter Erfahrungen auch bei den lokalen SPD-Strukturen teilweise auf 
Zustimmung. Bei der Behandlung dieser Quelle ist der spezielle Entstehungshintergrund – die von KPD und 
SMAD initiierte Kampagne zur „Einheitspartei“ und die Beteiligung von Teilen der SPD – zu berücksichtigen.

Q 1c
● 

Fotografie der Ver-
einigungskonferenz der 
lokalen KPD und SPD in 
Wittenberg im Frühjahr 
1946

LASA, P 526 
Sammlung 
Fototaschen des 
SED-Bezirks-
parteiarchivs 
Halle, Nr. 299/
IV/6/164.

Die Fotografie stammt vom Wittenberger Vereinigungsparteitag im März 1946, der dem Zusammenschluss 
der beiden Parteien im Folgemonat auf Ebene der Provinz Sachsen sowie dem Gründungsparteitag der 
SED vorausging. Während die Sitzverteilung im Saal ein ausgeglichenes Bild abgibt, lassen die angebrach-
ten Porträts bedeutender kommunistischer und sozialistischer Persönlichkeiten den Zwiespalt zwischen 
den beiden Parteien erahnen. So stehen u. a. die kommunistischen Politiker Wladimir Iljitsch Lenin und 
Josef Stalin im Widerspruch zum Sozialdemokraten August Bebel, der für innerparteiliche Demokratie 
eintrat und unterschiedliche sozialistische Strömungen zusammenführte. Die Fotografie ist Teil einer Foto-
sammlung zur Vereinigung von KPD und SPD in der Provinz Sachsen, die über das SED-Bezirksparteiarchiv 
Halle überliefert ist. Die Fotografien dokumentieren die offiziellen Aktivitäten, wie Parteitage und Demonst-
rationen, im Kontext der Vereinigung der beiden Parteien. Bei der quellenkritischen Analyse sollte bedacht 
werden, dass Fotografien ebenso wie andere visuelle Darstellungen inszeniert sind. Die vorliegende Foto-
grafie erlaubt somit keine unmittelbaren Rückschlüsse darauf, in welcher Art und Weise die Vereinigung 
von KPD und SPD in Wittenberg vonstattenging. 

Q 1d
● ● ●

Erklärung der Zeitung 
„Freiheit“ zur Aufdeckung 
von „Schumacheragen-
ten“ im Elektrochemi-
schen Kombinat Bitter-
feld vom Oktober 1948

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Bitterfeld, 
Nr. 275, Bl. 124.

Die vorliegende Erklärung stammt von der Redaktion der Zeitung „Freiheit“, dem Presseorgan der SED 
im Bezirk Halle. Die Veröffentlichung zu angeblichen „Agenten“ im Elektrochemischen Kombinat Bitterfeld 
stellt eine klassische Konstruktion des „Parteifeinds“ der SED dar. Die Inszenierung des „Feinds“ im Innern 
der Partei, die auf der Anschuldigung der Sabotage im feindlichen Auftrag aufbaute, erwies sich meist als 
eine vollkommen übersteigerte Verzerrung der Realität. Die „Säuberungen“ in der SED folgten einem fest-
gelegten Muster, das auch in diesem Fall zu erkennen ist: Zur vermeintlichen Aufdeckung der „Parteifeinde“ 
wurden einzelne verdachtswürdige Stationen aus ihrem Leben zusammengetragen, die gebündelt betrach-
tet dann eine jahrelange Verschwörung suggerierten. Die Konstruktion stützte sich zudem auf den Vorwurf, 
dass die angeblichen „Parteifeinde“ zur Umsetzung ihrer Ziele sukzessive ein Netzwerk geschaffen hätten. 
Die Art und Weise der Argumentation sowie die sprachlichen Mittel („Agenten“, „übles Element“) sind bei 
der Quellenarbeit besonders zu berücksichtigen.

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524627
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Q 1e
● ●

Resolution des „Demo-
kratischen Blocks“ Bern-
burg zur Gründung der 
DDR im Oktober 1949

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Bernburg, 
Nr. 357, Bl. 60.

Die Erklärung des „Demokratischen Blocks“ im Kreis Bernburg wurde anlässlich der Gründung der DDR 
am 7. Oktober 1949 verabschiedet. Der Resolution vom 26. Oktober 1949, in der die Gründung der DDR 
freudig begrüßt wurde, war eine längere Auseinandersetzung vorausgegangen. In einer Sitzung des 
Gremiums am 14. Oktober 1949 äußerten die CDU und LPD dem betreffenden Protokoll zufolge deutliche 
Kritik an der Staatsgründung. Die Vorwürfe zielten u. a. auf den Umstand, dass der Staatsgründung keine 
demokratische Wahl vorausgegangen sei. Der Vertreter der CDU erklärte auf der Sitzung, dass man sich 
künftig stärker von der SED distanzieren werde. Dieser Widerspruch fand in der vorliegenden Resolution, 
die den Anschein einer einhelligen Zustimmung erweckt, keine Erwähnung. Die Erklärung des „Demokrati-
schen Blocks“ zeugt somit davon, dass der „Demokratische Block“ lediglich die Ein-Parteien-Herrschaft der 
SED verschleiern sollte.

Q 1f
● ●

Schema des Arbeits-
gebietes des Kultur-Di-
rektors in der Filmfabrik 
Agfa Wolfen vom Juni 
1949

LASA, P 515 
SED-Landeslei-
tung Sachsen- 
Anhalt, Nr. 621, 
Bl. 8.

Die Darstellung zum Arbeitsbereich des Kulturdirektors richtete sich an die Abteilung „Arbeit und Sozial-
fürsorge“ des SED-Landesvorstandes Sachsen-Anhalt. Das Schema vermittelt einen Eindruck von den 
Einflussmöglichkeiten von SED-Funktionären in Führungspositionen in der Wirtschaft. In der beiliegenden 
Stellungnahme wurde betont, dass man der „führende[n] Rolle der Partei“ durch die Besetzung von Direk-
torenposten mit Parteimitgliedern, wie im Bereich der Kultur, die notwendige Geltung verschafft habe. Die 
Überlieferung des Schemas im Bestand der SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt ist vor dem Hintergrund 
des hierarchisch-zentralistischen Aufbaus der SED einzuordnen: Die Grundeinheiten der Partei, wie Be-
triebs- und Ortsgruppen, unterlagen einer Berichtspflicht gegenüber den übergeordneten Strukturen.

Polizei in der SED-Diktatur

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Repression (→ Q 2d, → Q 2e)

Lehrplan Gymnasium (10): Besatzungspolitik (→ Q 2a, → Q 2b), Denazifizierung (→ Q 2a, → Q 2b, → Q 2c), Repression in der DDR (→ Q 2d, → Q 2e)

Q 2a
● ●

Erlass des Polizeiprä-
sidenten der Provinz 
Sachsen über die Ein-
stellung von Polizeibe-
diensteten, 17. Septem-
ber 1945

LASA, K 14 
Landesbehörde 
der Volkspolizei 
Sachsen-Anhalt, 
Halle (Saale), 
Nr. 293, Bl. 1-2.

Der Erlass des Polizeipräsidenten der Provinz Sachsen enthält Anweisungen zur Einstellung von Polizeibe-
diensteten. Die Anforderung, dass die Kandidatinnen und Kandidaten während der NS-Zeit allgemein eine 
„antifaschistische Haltung“ bewiesen haben müssten, verdeckt, dass man versuchte, Polizeiangehörige mit 
einem kommunistischen Hintergrund zu gewinnen. Dies gilt im Besonderen für die oberen Dienstränge. Der 
vorliegende Runderlass richtete sich an einen großen Adressatenkreis, der von den Bezirkspräsidenten bis 
zu den Landräten und Oberbürgermeistern reichte. Um eine zeitnahe gleichmäßige Verbreitung zu errei-
chen wurde das Dokument als Kopie („Abschrift von Abschrift“) ohne Unterschrift weitergeleitet.
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Q 2b
● ●

Darstellung der Ab-
lauforganisation der 
„Entnazifizierung“ ent-
sprechend dem SMAD- 
Befehl 201

LASA, P 515 
SED-Landeslei-
tung Sachsen- 
Anhalt, Nr. 621,  
Bl. 8.

Das Schema stellt den idealtypischen Verlauf der „Entnazifizierungsmaßnahmen“ dar. Der mit dem Befehl 
201 einhergehende Zuwachs an Kompetenzen für die Kriminalpolizei ist deutlich zu erkennen. Die Praxis 
zeigte jedoch, dass die Kriminalpolizei aufgrund von Personalmangel und fehlender Erfahrung Schwierig-
keiten hatte, die in ihrer Verantwortung liegenden Aufgaben zu erfüllen. So kam es im Besonderen bei 
der Anfertigung der Anklageschriften zu Problemen (siehe Q 2c).

Q 2c
● ● ●

Bericht des Landeskri-
minalamts Sachsen-An-
halt zur Umsetzung des 
SMAD-Befehls 201,  
25. November 1947

LASA, K 14 
Landesbehörde 
der Volkspolizei 
Sachsen-Anhalt, 
Halle (Saale), 
Nr. 153, Bl.  
283-284 (RS).

Der Bericht des Landeskriminalamts informiert über die Probleme der „Kriminalpolizei 5“ („K 5) hinsichtlich 
der Entnazifizierungsmaßnahmen. Zum Zeitpunkt des Schreibens im November 1947 lag die mit der Ver-
öffentlichung des Befehls 201 verbundene Übertragung der Aufgaben zur „Entnazifizierung“ an das Refe-
rat „K 5“ bereits ca. drei Monate zurück. Das vorliegende Dokument, das mutmaßlich als interner Bericht 
diente, bietet einen offenen Einblick in die Schwierigkeiten bei der Durchführung der Maßnahmen durch die 
„Kriminalpolizei 5“.

Q 2d
● 

Ermittlungsbericht der 
Kriminalpolizei zur Be-
schädigung der Wand-
zeitung der SED in der 
Oberpostdirektion im 
August 1948

LASA, K 70 NS-
Archiv des MfS,  
Nr. ZA I 05083 
A. 12, Bl. 9.

Der Bericht des Kriminalamts Halle, Abteilung „K 5“, informiert über Ermittlungen wegen der Beschädigung 
der Wandzeitung der SED in der Oberpostdirektion. Das Referat „K 5“ war in der SBZ und der Frühpha-
se der DDR als politische Polizei für die Absicherung der von der SED betriebenen Politik verantwortlich. 
Zu den Aufgaben des Referats „K 5“ gehörten u. a. die Verfolgung politischer Gegner der SED oder die 
Verhinderung des Fluchtgeschehens. Vor diesem Hintergrund ist der vorliegende Bericht nicht allein ein 
Zeugnis polizeilicher Ermittlungsarbeit, sondern zugleich eine Quelle für das Wirken der politischen Polizei 
in der SBZ. Bei der Quellenarbeit ist daher die besondere politische Motivation der Polizei zu beachten. 
Die Schülerinnen und Schülern benötigen für die Quellenarbeit zudem ein Verständnis des umfassenden 
Herrschaftsanspruchs der SED, der selbst einfache Zeichen des Protests nicht duldete. Das Archivale ent-
stammt dem sogenannten NS-Archiv des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS). In diesem Archiv sammel-
te die Staatssicherheit Informationen zu NS-Verbrechern und politischen Gegnern der Nachkriegszeit. Das 
MfS gründete die Sammlung nach dem Aufstand vom 17. Juni 1953. Zu diesem Zweck zog die Staatssi-
cherheit u. a. Akten von regionalen Kriminalpolizeien zusammen. Die heutige Überlieferung des Archivales 
im Landesarchiv, anstelle der Bundesbehörde für die Stasi-Unterlagen bzw. des Bundesarchivs, rührt daher, 
dass die Bestände des früheren NS-Archivs des MfS in den 2000er Jahren schrittweise nach dem Her-
kunftsprinzip an die Archive der einzelnen Bundesländer übergeben wurden.
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Q 2e
● 

Tabellarische Auflistung 
des Volkspolizei-Kreis-
amtes Halle zu erfass-
ten Straftaten, 1. Januar 
bis 30. Juni 1958

LASA, M 556 
Volkspolizei-
Kreisamt Halle, 
Nr. 90, Bl. 180.

Die tabellarische Auflistung des Volkspolizei-Kreisamtes Halle gibt einen Überblick über die erfassten 
„staatsgefährdenden“ Straftaten im ersten Halbjahr 1958. Die detaillierte Aufschlüsselung der Taten und 
beteiligten Personen bietet zudem einen Einblick in das Bewertungsschema, das der Polizeiarbeit zugrun-
de lag. Die Tabelle ist wie folgt zu lesen: Das Blatt ist hochkant zu legen, sodass die Zelle „E[rmittlungs]
V[erfahren] gegen wie viel Täter“ oben steht. Die in der links davon liegende Zelle angegebene Ziffer stellt 
die Zahl an aufgenommenen Ermittlungsverfahren dar. Die darunterliegenden Tabellenabschnitte „Soziale 
Herkunft des Täters“, „Einstellung des Täters“, „Alter“ etc. sowie die darin notierten Ziffern beziehen sich 
jeweils auf die obenstehende Gesamtzahl an Ermittlungsverfahren. So ergibt sich beispielsweise im Fall der 
Tabelle „Aufstellung der Hetzreden und Staatsverleumdungen“, dass von den insgesamt 56 aufgenomme-
nen Ermittlungsverfahren sieben Verfahren Jugendliche betrafen und sich die übrigen 49 Verfahren gegen 
Erwachsene richteten.

Aufstand vom 17. Juni 1953 in Magdeburg

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): 17. Juni 1953: Vorgeschichte (→ Q 3a), 17. Juni 1953: Ereignisse (→ Q 3b, → Q 3c, → Q 3d, → Q 3e), 
Einführung der sozialistischen Planwirtschaft (→ Q 3a)

Lehrplan Gymnasium (10): 17. Juni 1953: Vorgeschichte (→ Q 3a), 17. Juni 1953: Ereignisse (→ Q 3b, → Q 3c, → Q 3d, → Q 3e), 
Einführung der sozialistischen Planwirtschaft (→ Q 3a)

Q 3a
● ● ●

Bericht über Arbeitsnie-
derlegungen im „Ernst-
Thälmann-Werk“ für 
Schwermaschinenbau in 
Magdeburg im Dezem-
ber 1952

LASA, P 13 
SED-Bezirks-
leitung Mag-
deburg, Nr. 
IV/2/4/30, Bl. 
8-9.

Der vorliegende Bericht der Bezirksparteikontrollkommission (BPKK) dokumentiert die Unzufriedenheit 
der Belegschaft des „Ernst-Thälmann-Werkes“ im Dezember 1952 und den folgenden Ausstand sowie 
den Umgang der Betriebsparteiorganisation und der Betriebsgewerkschaftsleitung mit dem Vorfall. Es ist 
quellenkritisch zu beachten, dass die Schilderung der Vorfälle im Werk aus Sicht der ermittelnden Partei-
kontrollkommission erfolgte. Die BPKK war dafür zuständig zu überprüfen, ob die Mitglieder der SED mit 
ihrer Einstellung und ihrem Verhalten der Parteilinie entsprachen. Der Vorwurf der „Gleichmacherei“ traf 
die Gegner der leistungsabhängigen Lohnpolitik. Die Höhe der Löhne in der DDR war nach der volkswirt-
schaftlichen Bedeutung der jeweiligen Arbeitsbereiche ausgerichtet. Die sogenannte „Brigade“ war in den 
Betrieben der DDR eine Gruppe von Beschäftigten, die in einem festen Verbund zusammenarbeitete. Am 
13. Oktober fand seit 1949 alljährlich der „Tag der Aktivisten“ statt, an dem Beschäftigte für hohe Arbeits-
leistungen ausgezeichnet wurden.
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Q 3b
● ●

Telegramm der Bezirks-
behörde der Deutschen 
Volkspolizei Magdeburg 
an den Chef der Deut-
schen Volkspolizei am 
Morgen des 17. Juni 
1953

LASA, M 24 
Bezirksbehörde 
der Deutschen 
Volkspolizei 
Magdeburg, Nr. 
180, Bl. 6.

Das Telegramm der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei (BDVP) an die Polizei-Hauptverwaltung in 
Berlin stellt die Situation in Magdeburg am Morgen des 17. Juni 1953 aus der Perspektive der Polizei dar. 
Wenngleich das Erleben der Demonstrierenden nicht unmittelbar vermittelt wird, ist anzunehmen, dass der 
interne Bericht eine ungefilterte Lagedarstellung bietet. Angesichts dessen, dass die BDVP mit dem Auf-
standsgeschehen überfordert war, stellt der Polizeibericht gleichwohl kein umfassendes Bild der Situation 
dar. Das Telegramm wurde als „Blitz-Fernschreiben“ versendet um sicherzustellen, dass es die Polizei-
Hauptverwaltung möglich schnell erreicht. Der Vermerk auf dem Dokument unten links zeichnet den Ablauf 
der Versendung nach. Das Telegramm mit der Nr. 435 wurde demnach am 17. Juni 1953 um 9.25 Uhr 
abgeschickt.

Q 3c
● 

Fotografie der Erstür-
mung des Sitzes der 
Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei 
Magdeburg, 17. Juni 
1953

LASA, E 221 
Rolf Heyer, 
Nr. 6.

Diese Fotografien sind Teil eines Depositums zum 17. Juni 1953 in Magdeburg, welches das Landesarchiv 
aus dem Nachlass von Rolf Heyer (1924-1999) übernommen hat. Rolf Heyer, von Beruf Kraftfahrzeugme-
chaniker, begleitete den Aufstand vom 17. Juni 1953 in Magdeburg fotografisch. Das Depositum umfasst 
15 Fotografien, die verschiedene Momente des Aufstands dokumentieren: den Aufbruch von Streikenden 
des Geräte- und Armaturenwerkes Magdeburg am Morgen in Richtung Innenstadt, die Eskalation der Er-
eignisse in Magdeburg-Sudenburg, wo sich verschiedene Justiz- und Polizeieinrichtungen auf engstem 
Raum befanden, sowie das Auffahren von sowjetischen Panzern. Q 3c zeigt die Erstürmung des Sitzes der 
Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei (BDVP) Magdeburg. Am damaligen Sitz der BDVP Magdeburg 
befindet sich heute das Ministerium für Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt. Q 3d dokumentiert 
einen sowjetischen Panzer auf der Hallischen bzw. Halberstädter Straße in Magdeburg. Bei der Betrach-
tung der Bilder von Rolf Heyer ist zu beachten, dass diese unter der Gefahr verhaftet zu werden entstanden. 
Als Rolf Heyer 1955 in die Bundesrepublik Deutschland übersiedelte, nahm er die Aufnahmen mit. Nach 
seinem Tod im Jahr 1999 verwahrte zunächst ein Angehöriger die Fotografien, der diese schließlich 2018 
an das Landesarchiv Sachsen-Anhalt übergab. Die Bilder gehören zu den wenigen Fotografien, die es zum 
Aufstand vom 17. Juni 1953 in Magdeburg gibt.

Q 3d Fotografie eines 
sowjetischen Panzers 
auf der Hallischen bzw. 
Halberstädter Straße 
in Magdeburg, 17. Juni 
1953

LASA, E 221 
Rolf Heyer,  
Nr. 11.

Q 3e
● ●

Ausrufung des Ausnah-
mezustands über die 
Stadt Magdeburg durch 
die Sowjetische Militär-
kommandantur am 17. 
Juni 1953

LASA, P 13 SED-
Bezirksleitung 
Magdeburg, Nr. 
IV/2/3/189, Bl. 22.

Die Sowjetische Militärkommandantur der Stadt Magdeburg war die Vertretung der sowjetischen Besat-
zungsmacht vor Ort. Die Ausrufung des Ausnahmezustands für die Stadt Magdeburg durch die Sowjetische 
Militärkommandantur wurde in ähnlicher Weise in einem Großteil der Städte und Kreise der DDR von den 
regionalen Militärkommandanturen am Nachmittag des 17. Juni 1953 veröffentlicht. Mit der Verhängung des 
Ausnahmezustands wurde das Kriegsrecht in Kraft gesetzt. Die Einführung des Kriegsrechts bedeutete, dass 
die sowjetischen Behörden nun offiziell die Regierungsgewalt wieder übernahmen.
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Verfolgung und Diskriminierung in der DDR

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Repression, Opposition (→ Q 4e)

Lehrplan Gymnasium (10): Repressionen in der DDR, Opposition (→ Q 4e)

Q 4a
● ● ●

Anklageschrift im Herwe-
gen-Brundert-Prozess in 
Dessau im Frühjahr 1950

LASA, P 515 
SED-Landeslei-
tung Sachsen-
Anhalt, Nr. 269, 
Bl. 8-10.

Der vorliegende Auszug aus der Anklageschrift im Herwegen-Brundert-Prozess gibt einen Einblick in die 
für kommunistische Schauprozesse üblichen Anschuldigungen der Wirtschaftssabotage und des Feind-
kontakts. Die gegen Wili Brundert vorgebrachten Vorwürfe sind konstruiert und folgen der Programmatik 
der SED auf dem Weg hin zur Verstaatlichung der Wirtschaft. Entgegen der in der Anklage vorgebrachten 
Anschuldigung, Willi Brundert habe sich dem NS-Regime angeschlossen, beteiligte sich der frühere So-
zialdemokrat im Nationalsozialismus am bürgerlichen Widerstand des Kreisauer Kreises und gilt heute als 
Widerstandskämpfer. Dem am Textende erwähnten Schuldeingeständnis des Angeklagten ist angesichts 
der Bedingungen der Anklage keine Bedeutung beizumessen. Bei der Behandlung der Quelle ist ein be-
sonderes Augenmerk auf die sprachlichen Mittel („Kreaturen“, „volksfeindlichen Pläne“) zu legen. Infolge 
des Schauprozesses wurde Willi Brundert bis 1957 in der DDR inhaftiert und danach in die Bundesrepublik 
entlassen. Im Bundesland Hessen war er von 1962 bis 1964 als Staatssekretär der SPD-geführten Landes-
regierung tätig und von 1964 bis zu seinem Tod Oberbürgermeister von Frankfurt am Main.

Q 4b
● ●

Protokoll des Volkspoli-
zei-Kreisamtes Naum-
burg zu kirchlichen 
Aktivitäten an Schulen 
1959/60

LASA, M 556 
Volkspolizei-
Kreisamt Naum-
burg, Nr. 31, Bl. 
228.

Das von Angehörigen des Volkspolizei-Kreisamtes Naumburg (VPKA) verfasste Protokoll ist in einem be-
hördlichen Stil verfasst, der die Tragweite des Vorgehens gegen die kirchlichen Aktivitäten verschleiert. 
Benachteiligungen wie die Ablehnung des Schulabschlusses waren ein drastisches Mittel, um missliebige 
Schülerinnen und Schülern zu disziplinieren und in ihren Freiheiten einzuschränken. Die harmlos anmuten-
den kirchlichen Aktivitäten wurden von der Staatssicherheit und dem örtlichen VPKA begleitet.

Q 4c
● 

Bericht des Rates der 
Stadt Halberstadt über 
„kriminell gefährdete 
Bürger“ vom August 
1976

LASA, M 1 Be-
zirkstag und Rat 
des Bezirkes 
Magdeburg, Nr. 
11669/2, Bl. 
305-306.

Die Informationssammlung des Rates der Stadt Halberstadt dokumentiert in nüchterner Weise die Band-
breite an repressiven Maßnahmen, die der Staat im Vorgehen gegen sogenannte „Asoziale“ anwendete. Die 
Quellenarbeit setzt Wissen und Sensibilität gegenüber der Marginalisierung von sogenannten „Asozialen“ 
voraus. Ein besonderes Augenmerk ist auf die sprachlichen Mittel („kriminell gefährdete Bürger“, „Arbeits-
erziehung“) zu legen, die den repressiven Charakter des Vorgehens teilweise unkenntlich machen. Der Be-
griff „kriminell gefährdete Person“ diente zur Bezeichnung von Bürgerinnen und Bürgern, denen die Sicher-
heitsbehörden aufgrund ihrer Lebensweise eine Nähe zu vermeintlich strafbaren Handlung zusprachen. 
Wenn jemand Anzeichen von sogenanntem „asozialem“ Verhalten zeigte, konnte sie oder er als „kriminell 
gefährdete Person“ eingestuft und der staatlichen Aufsicht unterworfen werden. Als Anlass hierfür reichte 
aus, wenn eine Bürgerin oder ein Bürger beispielsweise auf der Arbeit wiederholt fehlte oder einem Glücks-
spiel nachging. Als Bestrafung für Menschen, die wegen „Asozialität“ verurteilt wurden, diente bis 1977 die 
spezielle Haftstrafe der „Arbeitserziehung“: Anstelle einer klar zeitlich festgelegten Freiheitsstrafe wurden
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die Verurteilten in diesen Fällen erst aus der Haft entlassen, wenn sie durch ihre Arbeitsleistung ihre Eig-
nung unter Beweis gestellt hatten. Die handschriftlichen Kommentare auf dem Schreiben stammen wohl 
von der Abteilung für Innere Angelegenheiten auf Bezirksebene. Am oberen Rand der Mitteilung ist notiert: 
„Mit Staatsanwaltschaft, Gen. Schmidt u. M[o]hr durchgesprochen. Zur Anwendung § 249 StGB sind in den 
Kreisen Aussprachen zu führen und zu klären – Differenzierte Beurteilung der Einzelfälle in gemeinsamer 
Abstimmung erforderlich. St. 31.8.76“. Von gleicher Hand wurde an der Seite vermerkt: „Was wurde vom 
örtl. Rat eingeleitet? Welche Meinung dazu?“ Weiter unten heißt es: „Wie erfolgte […] mit I + S Organen“.

Q 4d
● ● ●

Bericht des Betriebs-
schutz-Amtes des VEB 
Leuna-Werke zur Beat-
band „Team 68“ vom 
Dezember 1968

LASA, M 556 
Volkspolizei-
Kreisamt Merse-
burg, Nr. 1063, 
nicht paginiert.

Der Bericht des Betriebsschutz-Amtes des VEB Leuna-Werke zu einem Konzert der Beatband „Team 68“ 
vermittelt die staatlichen Vorbehalte gegen die jugendliche Beatbewegung im Hinblick auf deren Musik 
und Auftreten. Der Autor der Mitteilung, ein Angehöriger des Betriebsschutz-Amtes des VEB Leuna-Wer-
ke, der bei dem Auftritt selbst zugegen war, wandte sich im Nachgang des Ereignisses an das für den Fall 
zuständige Volkspolizei-Kreisamt (VPKA) Merseburg. Bei der Betrachtung der Quelle ist u. a. das Motiv des 
Verfassers zu berücksichtigen: Dem Volkspolizisten ging es in seinem Bericht wohl nicht zuletzt darum, 
Irritationen über seine Anwesenheit bei einer derartigen Veranstaltung zu zerstreuen. Der Angehörige des 
Betriebsschutzes erstattete detailliert Bericht und betonte, dass an der Veranstaltung ausschließlich „fort-
schrittlich eingestellte Bürger und Genossen“ teilnahmen. Der Auftritt der Beatband „Team 68“ sowie die 
darauf eingehende Meldung hatten zur Folge, dass die Gruppe „auf Grund der Vergehen bei der Veranstal-
tung“ vom Rat des Kreises Merseburg ein einjähriges Auftrittsverbot erhielt und darüber hinaus mit einer 
Geldstrafe in Höhe von 300 Mark belegt wurde. Die Geldstrafe wurde im Weiteren jedoch wieder zurück-
genommen, um die Musiker, die allesamt noch Lehrlinge waren, finanziell nicht zu stark zu belasten. Den 
jungen Männern wurde allerdings der Hinweis erteilt, das Geld „zur Anschaffung einheitlicher Kleidung bzw. 
Notenmaterial“ zu nutzen.

Q 4e
● ● ●

Einschätzung der Be-
zirksverwaltung für 
Staatssicherheit zu 
oppositionellen Aktivi-
täten im Bezirk Halle, 23. 
Februar 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirks-
leitung Halle, 
Nr. 1828, Bl. 
136-137.

Der vorliegende Bericht der Bezirksverwaltung für Staatssicherheit zu den Aktivitäten der Opposition im 
Bezirk Halle vermittelt einen Eindruck von der Überwachungstätigkeit des Ministeriums für Staatssicher-
heit (MfS). Die Behandlung des vorliegenden Berichts setzt Wissen zum MfS sowie der Opposition in den 
1980er Jahren der DDR voraus, sodass die Analyse der Staatssicherheit entsprechend eingeordnet werden 
kann. Bei der Behandlung der Quelle ist der spezielle Sprachgebrauch des MfS zu beachten: „politisch-
ideologische Diversion“, „politische Untergrundtätigkeit“, „feindlich-negative Kräfte“, „innere Opposition“. 
Die inhaltliche Auseinandersetzung mit den Begrifflichkeiten hilft beim Verständnis der Quelle und trägt 
zudem dazu bei, sich der dem Handeln des MfS zugrundeliegenden Weltsicht zu nähern. Zur Überlieferung 
des Berichts des MfS im Bestand der SED-Bezirksleitung Halle ist festzuhalten, dass die Staatssicherheit 
die SED regelmäßig über die Lage im Bezirk unterrichtete. Der Informationsaustausch betraf allerdings vor 
allem allgemeine Berichte. Die detaillierten Informationen zur geheimdienstlichen Arbeit im Bezirk wurden 
hingegen an das MfS weitergeleitet, das die „operative Arbeit“ anleitete.
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Flucht und Ausreise aus der DDR

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Staatliche Teilung Deutschlands, 13. August 1961 (→ Q 5a), Mauerfall (→ Q 5h), Repression (→ Q 5b, → Q 5g)

Lehrplan Gymnasium (10): Deutsche Teilung; 13. August 1961 (→ Q 5a), Mauerfall (→ Q 5h), Repressionen in der DDR (→ Q 5b, → Q 5g)

Lehrplan Gymnasium (11/12): KSZE-Schlussakte: Folgen (→ Q 5f)

Q 5a
● ● 

Erklärung des Grenzkon-
trollamtes Marienborn 
zum Bau der Berliner 
Mauer am 13. August 
1961

LASA, P 13 
SED-Bezirkslei-
tung Magdeburg, 
Nr. IV/2/5/111, 
Bl. 32.

Die vom Grenzkontrollamt Marienborn verfasste Erklärung stellt eine Zustimmungserklärung dar, wie sie 
im Anschluss an den Mauerbau vom 13. August 1961 landesweit von Betriebs- sowie Wohnkollektiven 
an die Führung von Partei und Staat gesandt wurde. Die zahlreich eingehenden Zuschriften wurden im 
Weiteren zur Rechtfertigung des Vorgehens genutzt. Die vom Grenzkontrollamt Marienborn gegebene 
Verpflichtungserklärung am Textende findet sich in vielen dieser Solidaritätsadressen wieder. Wenngleich 
allgemein anzunehmen ist, dass die Zustimmungserklärungen nicht aus innerer Überzeugung der Betriebs- 
und Wohnkollektive erfolgten, ist bei den Angehörigen des Grenzkontrollamtes zu berücksichtigen, dass in 
diesem Personenkreis wohl generell eine hohe Loyalität zum Regime vorherrschte. Bei der Quellenarbeit 
ist ein besonderes Augenmerk auf sprachliche Mittel wie „Menschenhandel“ (Bezeichnung zur Kriminalisie-
rung der Unterstützung zur Flucht aus der DDR) sowie „Bonner Militaristen und Faschisten“ zu legen, die 
ein fester Bestandteil der Propaganda der DDR waren.

Q 5b
● ● ●

Haftbefehl aufgrund von 
versuchter Republikflucht 
vom Dezember 1966

LASA, M 32 
Kreisgericht 
Salzwedel, Nr. 3, 
nicht paginiert.

Der „ungesetzliche Grenzübertritt“ bzw. der Versuch hierzu wurden – wie der vom Kreisgericht Salzwedel 
erlassene Haftbefehl dokumentiert – als Angriff auf die Staatsgrenze der DDR gewertet. Dem in diesem Fall 
inhaftierten Mann drohte eine mehrjährige Haftstrafe. Die im Haftbefehl vorgeworfene „erhebliche Intensi-
tät“ der Vorbereitung und Durchführung des Fluchtversuchs zog meist eine harte Verurteilung nach sich. 
Bei der Quellenarbeit ist zu beachten, dass der vorliegende Haftbefehl als Täterdokument nicht die Erfah-
rung und Sichtweise des Fluchtwilligen widerspiegelt. So gibt beispielsweise der Bericht keinen Aufschluss 
darüber, inwieweit die Festnahme beim Fluchtversuch möglicherweise gewaltsam erfolgte.

Q 5c
● ● 

Fotografie von Hilfsmit-
teln zur Überquerung 
des Minenfeldes an der 
Grenze im Januar 1974

LASA, M 24 
Bezirksbehörde 
der Deutschen 
Volkspolizei 
Magdeburg, Nr. 
1712, Bl. 5 (RS).

Die Fotografie von Hilfsmitteln zur Überquerung des Minenfeldes entstammt einer Dokumentation der Be-
zirksbehörde der Deutschen Volkspolizei (BDVP) zu (versuchten) Grenzübertritten aus dem Jahr 1974. Die 
abgebildeten Hilfsmittel wurden nach einer erfolgreichen Flucht zurückgelassen und im Nachhinein von der 
Grenztruppe aufgefunden. Die Ermittlungen im Zusammenhang mit der Flucht ergaben, dass die DDR-
Flüchtlinge die Hilfsmittel am Arbeitsplatz herstellten, ohne den Verdacht der Arbeitskollegen und -kolle-
ginnen zu erregen. Weitere Nachforschungen führten zur Erkenntnis, dass die DDR-Flüchtlinge das Grenz-
gebiet zur Vorbereitung auf ihre Flucht schon im November 1973 erkundet hatten. Darüber hinaus wurde 
ermittelt, dass die DDR-Flüchtlinge in Verbindung zu einem früheren Mitglied der Grenztruppen gestanden 
hatten.
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Q 5d
● 

Schreiben zu einem 
abgelehnten Ausreise-
antrag und beruflicher 
Benachteiligung an den 
Staatschef der DDR, 
Erich Honecker, vom Juli 
1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3291, Bl. 120.

Das Hilfeersuchen bzgl. eines Antrags auf Ausreise, das sowohl an in- als auch ausländische Stellen adres-
siert war, zeugt vom mühsamen Beantragungsprozess. Das Schreiben stellt den Versuch dar, öffentlichen 
Druck auf die verantwortlichen Stellen aufzubauen. Die formaljuristische Argumentation („entgegen aller 
Gesetzlichkeiten“) steht beispielhaft für die Strategie der Ausreisewilligen, sich trotz ihrer Gegnerschaft zur 
DDR auf die rechtlichen Grundsätze des Staates zu beziehen. Die im Schreiben erwähnte Verordnung über 
Reisen von Bürgerinnen und Bürgern der DDR ins Ausland vom 30. November 1988 regelte die Vorausset-
zungen und das Verfahren für die Beantragung von Besuchsreisen und Übersiedlungen ins nichtsozialisti-
sche Ausland. Die Verordnung bedeutete formell in Teilen eine Erleichterung für das Antragsverfahren zur 
Ausreise. In der Praxis waren Ausreisewillige jedoch auch nach der erneuerten Verordnung bei der Bean-
tragung großen Hürden ausgesetzt. Die in der Mitteilung beschriebene berufliche Degradierung, die auf die 
Antragsstellung folgte, zeigt beispielhaft die Konsequenzen, die Ausreisewilligen drohten. Die Überlieferung 
des Schreibens im Bestand der SED-Bezirksleitung Halle rührt daher, dass die SED-Kreisleitung Gräfenhai-
nichen die Nachricht zur Information als Abschrift an die übergeordnete Parteistruktur weiterleitete.

Q 5e
● 

Postkarte nach Nicht-
rückkehr eines Bürgers 
von einer Reise in die 
Bundesrepublik vom 
September 1983

LASA, M 556 
Volkspolizei-
Kreisamt Merse-
burg, Nr. 3334, 
Foto 1-Foto 1 
(RS).

Die Postkarte, die ein ehemaliger DDR-Bürger nach der Nichtrückkehr von einer Besuchsreise in die 
Bundesrepublik an eine Freundin in Merseburg schickte, gibt einen authentischen Einblick in einen Flucht-
vorgang und den mit der Ankunft in der Bundesrepublik verbundenen Erwartungen. Der Besuchsreise des 
Rentners in die Bundesrepublik waren mehrere Ausreiseanträge im Frühjahr und Sommer 1983 vorausge-
gangen, die jedoch abgelehnt worden waren. Nachdem der Rentner im Juli 1983 auf einem Polizeiamt in 
Berlin angekündigt hatte, bei einer weiteren Ablehnung notfalls öffentlich zu protestieren, wurde die Reise 
letztlich nach Absprache mit der Merseburger Kreisdienststelle des MfS genehmigt. Die Ansichtskarte, die 
sich heute im Bestand des Volkspolizei-Kreisamtes Merseburg wiederfindet, wurde vermutlich vor dem Er-
reichen der Adressatin durch die polizeiliche Postkontrolle abgefangen. Der Verfasser war sich möglicher-
weise der Gefahr nicht bewusst, dass die Postkarte auf diesem Weg eingezogen wird.

Q 5f
● ● 

Anfrage zur Genehmi-
gung für ein Transparent 
mit Parole zur Reisefrei-
heit bei der 1. Mai-De-
monstration 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3291, Bl. 49.

In dem vorliegenden Schreiben an die SED-Stadtbezirksleitung Halle-Süd äußert der Autor den Wunsch, bei 
der 1. Mai-Demonstration 1989 mit einem eigenen Transparent zur Reisefreiheit teilnehmen zu dürfen. Die 
Anfrage ist vor dem Hintergrund einzuordnen, dass der Absender zuvor einen Ausreiseantrag gestellt hatte. 
So handelt es sich bei der Anfrage, die die Ablehnung (siehe Q 5g) vermutlich einkalkulierte, um ein Zei-
chen des Protests zur Unterstreichung des Ausreisebegehrens. Womöglich hegte der Absender insgeheim 
die Hoffnung, dass solche Kritik langfristig zur Bewilligung des Ausreiseantrags beitragen könnte.
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Q 5g
● ● 

Information zur Ableh-
nung der Anfrage bzgl. 
eines Transparents mit 
einer Parole zur Reise-
freiheit bei der 1. Mai-
Demonstration 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3291, Bl. 59-60.

Die Information zur Ablehnung der Bitte bzgl. eines Transparents zur Reisefreiheit zeigt, wie derartiger politi-
scher Protest auch noch im Frühjahr 1989 eingeschränkt wurde. Zugleich ist festzustellen, dass der beruf-
liche Hintergrund als Diplommediziner den Antragssteller wohl vor einem härteren Schicksal bewahrte: 
Zumeist wurden Ausreisewillige nach der Antragsstellung von ihren beruflichen Aufgaben entbunden oder 
an einem weiteren beruflichen Aufstieg gehindert (siehe Q 5d).

Q 5h
● 

Bericht der SED-Bezirks-
leitung Magdeburg über 
die massenhafte Ausrei-
se in die Bundesrepublik 
nach dem Fall der Mau-
er, 10. November 1989

LASA, P 13 
SED-Bezirks
leitung Mag
deburg, Nr. 
22676, Bl. 64.

Das vorliegende Fernschreiben der SED-Bezirksleitung Magdeburg vom 10. November 1989 an das Zent-
ralkomitee der SED, Abteilung Parteiorgane, Sektor Parteiinformation, dokumentiert die Ausreisebewegung, 
die im Bezirk unmittelbar nach dem Mauerfall einsetzte. Wie in der Mitteilung berichtet wird, sammelten sich 
im Bezirk tausende Bürgerinnen und Bürger vor den Volkspolizei-Kreisämtern (VPKA), um dort die Reise 
in das Ausland zu beantragen. Die Quelle offenbart den Paradigmenwechsel der Machthaber: Nachdem 
Ausreisewillige zuvor vonseiten der SED und den staatlichen Behörden mit Sanktionen belegt wurden, 
informiert die Partei nun sachlich über den Andrang vor den VPKA und gibt den Hinweis, dass die Volkspo-
lizei sich bemühe, „alle Interessenten abzufertigen“. Das Dokument lässt zudem erkennen, dass im Bezirk 
Magdeburg trotz der Grenzöffnung weiterhin die geordneten Bahnen des Antragsverfahrens Anwendung 
fanden und es zu keinen ungeregelten Ausreisen kommen sollte.

Kommunalwahl im Mai 1989

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Opposition (→ Q 6b, → Q 6d)

Lehrplan Gymnasium (10): Krisen in der DDR (→ Q 6a, → Q 6b), Opposition (→ Q 6b, → Q 6d)

Q 6a
● 

Eingabe zur Staubbelas-
tung durch den VEB Tex-
tilreinigung Quedlinburg 
vor der Kommunalwahl 
im Mai 1989

LASA, M 501 
Bezirkstag und 
Rat des Be-
zirkes Halle, 3. 
Ablieferung, Nr. 
6590, Bl.  
658-658 (RS).

Die Eingabe eines Bürgers zur Luftbelastung an das Ministerium für Umweltschutz lässt erkennen, wie die 
Bevölkerung im Frühjahr 1989 ihren Unmut nach außen trug: Die Nachricht vermittelt einerseits deutlich 
die Kritik und verzichtet andererseits weitestgehend auf offene Vorwürfe. Statt direkter Anschuldigungen 
bringt der Bürger vor allem seine Enttäuschung und Ratlosigkeit angesichts der vorherrschenden Probleme 
zum Ausdruck. Durch die Verwendung der Grußformel „Mit sozialistischem Gruß“ erweckt der Verfasser 
zugleich den Eindruck, dass er mit seiner Kritik keine grundsätzliche Infragestellung der DDR intendiert. 
Bei der Behandlung des Schreibens ist quellenkritisch zu berücksichtigen, dass Eingaben – wenngleich 
sie eine persönliche Mitteilung darstellen – einer gewissen Selbstzensur der Verfasserinnen und Verfasser 
gegenüber den Adressaten unterlagen. Die Überlieferung der Eingabe im Bestand des Bezirkstags und 
Rates des Bezirkes Halle folgt daraus, dass das adressierte Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirt-
schaft die Mitteilung zur Bearbeitung an die regionale Struktur weiterleitete. Nachdem sich der Verfasser 
wohl aus Unzufriedenheit über den Rat des Bezirkes Halle direkt an das Ministerium gewandt hatte, gelang-
te die Eingabe so schließlich doch zu ebenjenem Organ. 
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Q 6b
● 

Bericht zu einer Wahl-
kreisveranstaltung in 
Halle-Süd vor der Kom-
munalwahl im Mai 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
5998, Bl. 88-89.

Der Bericht der SED-Stadtleitung Halle an die SED-Bezirksleitung zur Störung einer öffentlichen Wahlkreis-
beratung gewährt Informationen zu den Inhalten sowie dem Auftreten der Umweltbewegung im Frühjahr 
1989 in Halle und dem Versuch der Partei, einen Umgang damit zu finden. Der Bericht ist geprägt von den 
Bemühungen der SED-Stadtleitung gegenüber der höhergestellten Bezirksleitung, ein insgesamt positives 
Bild zu erzeugen. Wenngleich die Schwierigkeiten bei der Veranstaltung zur Sprache kommen, wird ver-
sucht, das Augenmerk auf die erfolgreiche Abwehr der Störung durch Parteifunktionäre sowie sonstige 
Teilnehmende zu lenken.

Q 6c
● ● 

Eintrag in ein Brigade-
tagebuch zur Kommunal-
wahl im Mai 1989

LASA, I 595 
VEB Kombinat 
Schuhe Weißen-
fels, Nr. 523, Bl. 
46.

Das Brigadetagebuch diente der Dokumentation der Aktivitäten des Kollektivs nach außen und unter-
scheidet sich somit von der Innensicht des gewöhnlichen Privattagebuches. Das Brigadetagebuch hatte 
den Zweck, die Entwicklung des Arbeitskollektivs darzustellen und wurde hierfür teilweise auch öffentlich 
ausgewertet. Der überaus positive Bericht einer Brigade des VEB Schuhfabrik „Banner des Friedens“ 
Weißenfels zur Kommunalwahl im Mai 1989 ist somit vor dem Hintergrund der besonderen Funktion des 
Brigadetagebuchs einzuordnen. Anzumerken ist zudem, dass es sich bei den Mitgliedern der Brigade um 
eine Seminargruppe der Kreisparteischule der SED, der untersten Stufe der parteiinternen ideologischen 
Schulung, handelt. Als Teil einer Studiengruppe für Marxismus-Leninismus besaß die Brigade daher eine 
gewisse Nähe zum Regime.

Q 6d
● ● ●

Information zu einer 
Eingabe von kirchlichen 
Personen zum Ablauf 
und Ergebnis der Kom-
munalwahl im Mai 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirks-
leitung Halle, 
Nr. 6000, Bl. 
121-125.

Der vorliegende Bericht aus dem Referat Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED-Bezirkslei-
tung Halle informiert über eine Eingabe von kirchlichen Personen zur Kommunalwahl im Mai 1989. Die Mit-
teilung gliedert sich wie folgt: Das Referat Parteiinformation berichtet zunächst allgemein über die Eingabe, 
die vom Propst von Naumburg bei der SED-Kreisleitung Naumburg eingereicht wurde. Daraufhin folgt eine 
Wiedergabe der Eingabe im Wortlaut. Die in der Eingabe erhobenen Vorwürfe zeugen von der zunehmend 
öffentlich auftretenden Opposition gegenüber dem SED-Regime. Die in dem Schreiben dokumentierten 
Unregelmäßigkeiten im Wahlablauf ähneln weiteren Beschwerden von Wahlbeobachterinnen und -beobach-
tern, die die SED-Bezirksleitung Halle im Nachgang der Kommunalwahl erhielt.
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Friedliche Revolution 1989 in Halle (Saale)

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Opposition (→ Q 7a, → Q 7b), „Runder Tisch“ (→ Q 7e)

Lehrplan Gymnasium (10): Opposition (→ Q 7a, → Q 7b)

Q 7a
● ● ●

Information zur Grün-
dung der Vereinigung 
„Neues Forum“ des Be-
zirkes Halle im Septem-
ber 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3294, Bl. 49-51.

Das Informationsblatt zur Bildung des „Neuen Forums“ für den Bezirk Halle vom 11. September 1989 bein-
haltet den Gründungsaufruf „Aufbruch 89“ des sich am 9. September 1989 bei Berlin gegründeten „Neuen 
Forums“ sowie einen kurzgehaltenen Aufruf der Vereinigung auf Bezirksebene. Frank und Katrin Eigenfeld, 
die den Aufruf für die Gründung des „Neuen Forums“ für den Bezirk Halle verfassten, gehörten zu den Mit-
begründern des „Neuen Forums“ am 9. September 1989 bei Berlin. Sowohl Frank als auch Katrin Eigenfeld 
waren bereits über Jahre hinweg in der DDR oppositionell aktiv gewesen. Die vorliegende Erklärung des 
„Neuen Forums“ wurde für die Unterschriftensammlung im Bezirk Halle im September 1989 in einer Stück-
zahl von 2.000 vervielfältigt. Die Überlieferung des Informationsblatts im Bestand der SED-Bezirksleitung 
Halle zeigt, wie die Partei die oppositionellen Aktivitäten im Herbst 1989 verfolgte.

Q 7b
● 

Bericht zur Demonstra-
tion in Halle (Saale) am 
9. Oktober 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3300, Bl. 1-2.

Der vorliegende Bericht zum Demonstrationsgeschehen in Halle (Saale) am 9. Oktober 1989 wurde von 
der Bezirksverwaltung für Staatssicherheit für die Bezirksleitung der SED verfasst. Bei der Behandlung der 
Quelle ist zu beachten, dass der nüchterne Bericht zur Auflösung der Demonstration („durch […] konzen-
triert eingesetzte VP-Kräfte abgedrängt“) die gewaltsame Räumung (siehe Q 7c) relativiert. Zur Überliefe-
rung des Berichts des MfS im Bestand der SED-Bezirksleitung Halle ist festzuhalten, dass die Staatssicher-
heit die SED regelmäßig über die Lage im Bezirk unterrichtete. Der Informationsaustausch betraf allerdings 
vor allem allgemeine Berichte. Die detaillierten Informationen zur geheimdienstlichen Arbeit im Bezirk 
wurden hingegen an das MfS weitergeleitet, das die „operative Arbeit“ anleitete.

Q 7c
● ● 

Information zur Dienst-
verweigerung eines Mit-
glieds der Volkspolizei 
Halle nach der Demon
stration in Halle (Saale) 
am 9. Oktober 1989

LASA, M 555 
Bezirksbehörde 
der Deutschen 
Volkspolizei 
Halle, Nr. 127, 
Bl. 205-206.

Der Bericht der Politischen Abteilung der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei informiert über die 
Dienstverweigerung eines Angehörigen des Volkspolizei-Kreisamtes Halle infolge der Proteste im Herbst 
1989. Der Volkspolizist gab als Grund u. a. das gewaltsame Vorgehen gegen die Demonstration am 9. 
Oktober 1989 vor der Marktkirche an. Der betreffende Volkspolizist, der bislang auf unterster Ebene eine 
Parteifunktion bekleidet hatte, entschied sich vor dem Hintergrund der jüngsten Ereignisse und seiner all-
gemeinen politischen Unzufriedenheit, den Dienst zu quittieren. In der Quellenarbeit ist zu berücksichtigen, 
dass die in dem Bericht gegen den Volkspolizisten vorgebrachten Anschuldigungen („innere Widersprü-
che“, „Kapitulantentum“) dazu dienten, die Dienstverweigerung im Sinne von Partei und Staat zu erklären, 
ohne auf die tatsächlichen Umbrüche im Land einzugehen. 
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Q 7d
● 

Forderung von Partei-
gruppen nach dem 
Rücktritt des 1. Sekretärs 
der SED-Bezirksleitung 
im November 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3301, Bl. 29.

Der von Mitgliedern der Parteiorganisation am Landestheater Halle verfasste Aufruf zum Rücktritt des 1. Se-
kretärs der SED-Bezirksleitung, Hans-Joachim Böhme, ist auf den 8./9. November 1989 zu datieren. Am 
8. November 1989 wählte das Zentralkomitee der SED Böhme abermals in das Politbüro. Aus Unmut über 
die Entscheidung für den als reformunfähig geltenden Böhme meldeten sich daraufhin zahlreiche Partei-
organisationen in Protesterklärungen zu Wort. Der von der Opposition initiierte politische Aufbruch hatte zu 
diesem Zeitpunkt selbst die SED erfasst, sodass Parteimitglieder – wie in diesem Schreiben deutlich wird 
– nun auch auf Reformen innerhalb und außerhalb der Partei drängten. Der Druck wuchs derart stark an, 
dass der SED-Bezirkssekretär in den späten Abendstunden des 9. November 1989 zurücktreten musste.

Q 7e
● ● ●

Protokoll zur Konstitu-
ierung des „Runden 
Tisches“ für den Bezirk 
Halle am 12. Dezember 
1989

LASA, M 501 
Bezirkstag und 
Rat des Bezirkes 
Halle, 3. Abliefe-
rung, Nr. 305, Bl. 
277-279.

Das Protokoll zur konstituierenden Sitzung des „Runden Tisches“ für den Bezirk Halle dokumentiert die 
mit dem Zusammenbruch des SED-Regimes einsetzende demokratische Aushandlung zwischen alten und 
neuen Akteuren. Bei der Behandlung des Dokuments ist quellenkritisch zu beachten, dass das Protokoll 
aufgrund des typisch kurzgehaltenen Stils einer besonderen Kontextualisierung von Akteuren und Inhalten 
bedarf. Zur Überlieferung des Protokolls im Bestands des Bezirkstags und Rates des Bezirkes Halle ist fest-
zuhalten, dass Vertreter des Rates des Bezirkes an der konstituierenden Sitzung teilnahmen. Der Rat des 
Bezirkes, dessen Bedeutung sukzessive abnahm, kooperierte mit dem neugebildeten Gremium.
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Folgende Einrichtungen können als außerschulischer Lernort 
Themen des Bausteins vertiefen:

Außerschulische Lern- und Gedenkorte

Gedenkstätte Moritzplatz

Gedenkstätte für die Opfer politischer  
Gewaltherrschaft 1945–1989 

Umfassungsstraße 76,  
39124 Magdeburg

Gedenkstätte ROTER OCHSE

Am Kirchtor 20b,  
06108 Halle (Saale)

BStU Außenstelle Magdeburg

(Archivgut der Bezirksverwaltung  
für Staatssicherheit)

Georg-Kaiser-Straße 4, 
39116 Magdeburg

BStU Außenstelle Halle (Saale)

(Archivgut der Bezirksverwaltung  
für Staatssicherheit)

Blücherstraße 2,  
06122 Halle (Saale)

Gedenkstätte 
Deutsche Teilung 
Marienborn

Autobahn 2,  
39365 Harbke

Zeitgeschichtliches 
Forum Leipzig

Grimmaische Str. 6,  
04109 Leipzig

Museum „Runde Ecke“

zum Ministeriums für Staatssicherheit  
in der DDR

Dittrichring 24,  
04109 Leipzig
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Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begrüßt Schulklas-
sen aller weiterführenden Schulformen zur Projekt-
arbeit und tiefergehenden Auseinandersetzung mit 
Originalquellen. Anhand der umfangreichen Anzahl 
an Archivalien zur Friedlichen Revolution 1989/90 
können die Schülerinnen und Schülern ein Drehbuch 
für einen Film oder eine Serie erarbeiten, das den Ver-
lauf dieser Zäsur deutsch-deutscher Geschichte aus 
der Perspektive beteiligter Akteure aus Partei, Staat 
und Bevölkerung darstellt. Im Zuge der Erstellung des 
Drehbuchs vertiefen die Schülerinnen und Schülern 
ihr Verständnis für die Ausgangssituation, die Ent-
wicklung und die Folgen des Umbruchs 1989/90. Die 
Arbeit mit dem Quellenmaterial verschiedener Struk-
turen und Personen schärft den Blick für die unter-
schiedlichen Perspektiven auf die Entwicklung. 

Alternativ hierzu können sich die Schülerinnen und 
Schülern einem Ausstellungsprojekt widmen und für 

die Schule vor Ort eine Sonderschau zur Friedlichen 
Revolution 1989/90 entwickeln. Die Auswahl der 
Quellen für die Ausstellung fordert von den Schüle-
rinnen und Schülern das Erkennen der wesentlichen 
Stationen der Friedlichen Revolution, um die Ge-
schichte dieser Entwicklung darstellen zu können. 
Die Erarbeitung der Thementexte schult sie in der 
narrativen Kompetenz, einen Sachtext auf der Grund-
lage verschiedener Quellen zu erstellen. Das Verfas-
sen der Begleittexte zu den Quellen fordert von den 
Schülerinnen und Schülern zudem eine quellenkriti-
sche Einordnung. Die Konzeption einer Ausstellung 
durch Schülerinnen und Schülern ist zudem auch in 
geschichtskultureller Hinsicht interessant, weil hier 
die heranwachsende Generation gefordert ist, eine 
eigene Darstellung der Vergangenheit zu entwickeln. 

Weiterführende Projektideen

• �A n d r e a  B u s e / J a n a  L e h m a n n / D i r k  S c h l e i n e r t /A n g e l i k a  S e l l /
U t a  T h u n e m a n n  (Bearb.),
Die Überlieferung von KPD und SPD 1945/46 sowie der Antifa-​Ausschüsse der KPTsch im
Landeshauptarchiv Sachsen-​Anhalt, Magdeburg 2006.

• �A n d r e a s  M a l y c h a , Auf dem Weg zur SED. Sozialdemokratie und Einheitspartei in den Ländern
der sowjetischen Besatzungszone 1945/46. Eine Quellenedition, Bonn 1995.

• �H e r m a n n - J o s e f  R u p i e p e r  (Hg.), „…und das Wichtigste ist doch die Einheit.“
Der 17. Juni 1953 in den Bezirken Halle und Magdeburg, Münster 2003.

• �S a s c h a  M ö b i u s , „Grundsätzlich kann von jedem Beschuldigten ein Geständnis erlangt werden.“
Die MfS-​Untersuchungshaftanstalt Magdeburg-​Neustadt von 1957-1970, Staßfurt 2002.

• �F r a n z - J o s e f  K o s , Politische Justiz in der DDR. Der Dessauer Schauprozess vom April 1950,
in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 44 (1996), S. 395-429.

• �L u d w i g  S c h u m a n n , Das kleine Liverpool. Große Musik und wunderbare Geschichten
aus dem legendären Magdeburger Musikclub „Café Impro“, Magdeburg 2015.

• �S e b a s t i a n  S t u d e , Die friedliche Revolution 1989/90 in Halle/Saale. Ereignisse,
Akteure und Hintergründe, Frankfurt (Main) 2009.

• �P a t r i c k  W a g n e r , Schritte zur Freiheit. Die friedliche Revolution 1989/90 in Halle an der Saale.
Halle (Saale) 2009.

Weiterführende Literatur

Für eine Recherche in den Beständen 
des Landesarchivs Sachsen-Anhalt besuchen 

Sie die Archivdatenbank unter 
www.landesarchiv.sachsen-anhalt.de

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/startseite/
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Das System der SBZ und im Weiteren der DDR war 
geprägt vom Anspruch der „Sozialistischen Einheits-
partei Deutschlands“ (SED), die Entwicklung des 
Landes zu bestimmen. Die sogenannte Staatspartei 
diktierte die Regeln für den Staat, die Wirtschaft, die 
Gesellschaft und die Kultur. Die Grundlage für die 
herrschende Rolle der SED wurde bereits kurz nach 
dem Ende des nationalsozialistischen Regimes in der 
Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und der Früh-
phase der DDR gelegt. 

Unmittelbar im Anschluss an das Kriegsende war in 
sämtlichen Besatzungszonen jegliche politische Akti-
vität untersagt. Die oberste Besatzungsbehörde in der 
SBZ, die Sowjetische Militäradministration in Deutsch-
land (SMAD), gab am 10. Juni 1945 die Erlaubnis für 
die Gründung von Parteien im eigenen Gebiet. Unter 
der Aufsicht der Besatzungsbehörde gründete sich 
in der SBZ die Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD), die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
(SPD), die Christlich-Demokratische Union Deutsch-
lands (CDU) und die Liberal-Demokratische Partei 
Deutschlands (LDP). Die sowjetische Besatzungs-
behörde kooperierte mit der KPD, die ihr als kom-
munistische Partei politisch nahestand. Die anderen 
Parteien, unter anderem die SPD, waren hingegen 
der Kontrolle und Repression der SMAD ausgesetzt 
(Q 1a).

In der KPD und SPD kam in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit die Forderung auf, die beiden Parteien zu ei-
ner „Einheitspartei“ zu vereinigen. Im Dezember 1945 
einigten sich die Parteiführungen von KPD und SPD 
tatsächlich auf die Bildung einer „einheitlichen Arbei-
terpartei“. In der Mitgliedschaft der SPD regte sich je-
doch Skepsis im Hinblick auf die Vereinigung der bei-
den Parteien. Zu Beginn des Jahres 1946 folgte eine 
von KPD und SMAD initiierte Kampagne, um der Ver-
einigung der beiden Parteien Auftrieb zu verschaffen: 
Die von der SMAD kontrollierten Zeitungen berichte-
ten positiv über die Schaffung der „Einheitspartei“, 
zeitgleich veröffentlichten landesweit Parteigliederun-
gen, Betriebe und Gewerkschaften Erklärungen zur 
Bildung einer gemeinsamen Arbeiterpartei (Q 1b). 
Die SPD in der Provinz Sachsen sprach sich – ent-
gegen der Position der Parteispitze – für die schnelle 
Bildung einer „einheitlichen Arbeiterpartei“ aus. Am 
6. Februar 1946 beschlossen die Bezirksleitung der
KPD und der Provinzialvorstand der SPD ein „Orga-
nisationskomitee der einheitlichen Arbeiterpartei“ zu
schaffen. Dieses Gremium sollte die geforderte Ver-
einigung in der Provinz Sachsen vorbereiten.

Nachdem die Führung der SPD schließlich die zeit-
nahe Vereinigung akzeptierte, kam es in der Zeit zwi-
schen Februar und April 1946 auf Ebene der Kreise 

In der parteiinternen Debatte konnten sich in der Fol-
gezeit die früheren kommunistischen Kräfte gegen 
die ehemaligen SPD-Angehörigen durchsetzen. Auf 
dem II. Parteitag der SED im September 1947 wurde 
der Druck auf die Kritikerinnen und Kritiker der Ent-
wicklung der Partei erhöht. Die Parteispitze erklärte, 
dass es für die Auseinandersetzung mit dem politi-
schen Gegner notwendig sei, dass die Partei selbst 
geschlossen auftrete. Im Sinne der „Einheit und Rein-
heit“ der Partei sollten Widersprüche innerhalb der 
SED im Weiteren nicht mehr geduldet werden. Im Fol-
genden wurden ab Mitte 1948 Personen und Grup-
pen, denen eine Verletzung der „Parteidisziplin“ vor-
geworfen wurde, aus der Partei ausgeschlossen und 
teilweise sogar strafrechtlich verfolgt. Die sogenannte 
„Parteisäuberung“ traf unter anderem ehemalige Mit-
glieder der SPD, die beschuldigt wurden, als soge-
nannte „Schumacheragenten“ die Politik der 
SED zu sabotieren (Q 1d). Die Verfolgung der 
vermeintli-chen politischen Gegner innerhalb der 
Partei galt we-niger der Abwehr einer tatsächlichen 
Gefahr, sondern vielmehr der Disziplinierung der 
Anhängerschaft der 

Aufbau der Ein-Parteien-Herrschaft der SED

Die Idee, die beiden Arbeiter­
parteien zu einer Partei zusammenzuschließen, entstand vor 
dem Hintergrund der Erfahrung, dass die KPD und SPD zu 
Beginn der 1930er Jahren nicht zuletzt wegen ihrer strikten 
Trennung nicht imstande gewesen waren, den Aufstieg der 
NSDAP zu stoppen. Nachdem diese Überlegung im Frühjahr 
1945 zunächst aus einer tatsächlichen Aufbruchseuphorie 
aufseiten von KPD und SPD entstanden war, wurde die Bil­
dung einer „Einheitspartei“ ab dem Herbst des gleichen Jah­
res vor allem von der KPD und der SMAD befürwortet. Der 
Grund hierfür war, dass die KPD und SMAD angesichts des 
Erfolgs der SPD befürchteten, dass die kommunistische Par­
tei bei anstehenden Wahlen der SPD unterliegen würde. Die 
SMAD erhöhte im Zuge dessen den Druck auf die SPD, sich 
zu einer Vereinigung der beiden Parteien zu bekennen. Un­
geachtet dessen, dass die SPD zu großen Stücken von außen 
zur Gründung einer „Einheitspartei“ gedrängt wurde, traf das 
Vorhaben auch in den Reihen der sozialdemokratischen Par­
tei auf Unterstützung.

„Einheitspartei“

und der Provinz Sachsen zu sogenannten „Vereini-
gungsparteitagen“ von KPD und SPD (Q 1c). Im Sinne 
der Gleichberechtigung der früheren KPD und SPD in 
der neugeschaffenen SED wurden die Vorstände und 
die Gremien der Partei paritätisch (gleichmäßig) be-
setzt. Wenngleich die beiden ehemaligen Parteien mit 
der gleichberechtigten Besetzung von Parteiposten 
aufeinander zugingen, führte man dennoch von Be-
ginn an Auseinandersetzungen über inhaltliche und 
organisatorische Fragen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/thema-01/
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SED. Die SED setzte fortan immer stärker auf die Aus-
wahl und ideologische Schulung ihrer Mitglieder. Die 
Parteiführung erwartete von der Basis der Partei, dass 
diese ihren Beschlüssen folgt.

Während die SED die innerparteiliche Demokratie 
einschränkte, dehnte sie gleichzeitig ihren Führungs-
anspruch auf die gesamte Gesellschaft aus. Im Zu-
sammenspiel mit der SMAD gelang es der Partei bis 
zum Beginn der 1950er Jahre, die politische und wirt-
schaftliche Entwicklung zu bestimmen. SED-Funktio-
näre übernahmen zunehmend Führungspositionen in 
Verwaltung und Wirtschaft, um die Politik der Partei 
durchzusetzen (Q 1e). Mit der Gründung der DDR 
am 

7. Oktober 1949 entwickelte sich die SED zur Staats-
partei. Der neu entstehende Staat wurde eng an die
Partei gebunden, sodass die SED ihre Führungsrol-
le weiter ausbauen konnte. Die SED stand unange-
fochten über den anderen Parteien, die in der DDR
existierten. Um den Anschein der demokratischen
Mitbestimmung zu wahren, etablierte die SED einen
Zusammenschluss sämtlicher Parteien und Massen-
organisationen: die sogenannte „Nationale Front des
demokratischen Deutschland“. Die Einbindung der
übrigen Parteien ermöglichte es der SED, die poli-
tischen Kontrahenten zu kontrollieren. Schon in der
SBZ hatte unter dem Namen „Demokratischer Block“
ein ähnlicher Zusammenschluss existiert (Q 1f).

Die SED durchlief nach ihrer Bildung im Frühjahr 1946 
einen Prozess drastischer Veränderungen: Die Partei 
wurde umgeformt zu einer streng hierarchischen Par-
tei. Im Sinne der „Einheit und Reinheit“ der Partei wur-
den innerparteilichen Widersprüche nicht geduldet. 
Zudem machte die SED immer stärker ihren allgemei-
nen Führungsanspruch in politischen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und kulturellen Belangen geltend.

Demonstration in Halle am 7. April 1946 anlässlich des Vereinigungsparteitages in der Provinz Sachsen (1946),
LASA, P 526 Sammlung Fototaschen des SED-Bezirksparteiarchivs Halle, Nr. 294/V/B4/1/2/-4/3.

„Schumacheragenten“
In Anspielung auf  

den Parteivorsitzenden der SPD in der westlichen Besatzungs­
zone, Kurt Schumacher, wurden die früheren SPD-Angehörigen 
als „Schumacheragenten“ abgewertet. Die angeblichen „Agen­
ten“ wurden beschuldigt, im Auftrag des Feindes, beispielswei­
se den politischen Kräften der Westzone, tätig zu sein.
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Der in dem abschriftlich überlieferten Schreiben genannte Fritz Jungmann war ein Vertreter der gemäßigten 
Sozialdemokraten, die von der SMA unter Druck gesetzt wurden. Der „historische Materialismus“ bezeichnet in 
der marxistischen Theorie die Annahme, dass die Gesellschaft sich im Laufe der Geschichte von unterdrückten 
hin zu befreiten Verhältnissen entwickeln wird. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „SP.“ (Sozialdemo-
kratische Partei), „KP.“ (Kommunistische Partei), „LD.“ (Liberale Demokraten), „CDU“ (Christlich-Demokratische 
Union Deutschlands).

Q 1a:  �Schreiben des Vorsitzenden der SPD in der Provinz Sachsen, Ernst Thape, 
an den Chef der Sowjetischen Militäradministration für die Provinz Sachsen 
General Alexander Kotikow, 19. Dezember 1945

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890881
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 509 SPD-Provinzialvorstand Sachsen, Nr. 1, Bl. 103.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890881
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 509 SPD-Provinzialvorstand Sachsen, Nr. 1, Bl. 104.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890881
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 509 SPD-Provinzialvorstand Sachsen, Nr. 1, Bl. 105.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890881
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 509 SPD-Provinzialvorstand Sachsen, Nr. 1, Bl. 106.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 509 SPD-Provinzialvorstand Sachsen, Nr. 1, Bl. 107.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890881
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Die vorliegende Resolution wurde am 4. Februar 1946 von lokalen Organisationseinheiten der KPD und SPD in 
Bitterfeld verabschiedet.

Der Vorsitzende des Organisationskomitees, Paul Taube, war ein langjähriger Kommunist und stand von 1945 
der Bitterfelder KPD sowie zwischen 1946 und 1949 der SED in Bitterfeld vor. Es ist anzunehmen, dass es sich 
beim stellvertretenden Vorsitzenden des Organisationskomitees um einen Vertreter der lokalen SPD handelte. 
Das „Gothaer Programm“ wurde 1875 anlässlich der Vereinigung zweier Arbeiterparteien beschlossen und von 
Karl Marx und Friedrich Engels als reformistisch kritisiert.

Q 1b:  �Aufruf zur Vereinigung von KPD und SPD vom Februar 1946

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 512 Organisationskomitee der einheitlichen Arbeiterpartei für die Provinz Sachsen, Nr. 1, Bl. 32.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=890898
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01b/
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Die Fotografie zeigt den Konferenzsaal beim Vereinigungsparteitag der lokalen KPD und SPD im Frühjahr 1946 
in Wittenberg.

Die auf der Bühne und der dahinterliegenden Wand angebrachten Bilder zeigen die Porträts bedeutender 
Persönlichkeiten der kommunistischen und sozialdemokratischen Bewegung: Karl Liebknecht (SPD), Wladimir 
Iljitsch Lenin (russischer kommunistischer Politiker), Ernst Thälmann (KPD), Josef Stalin (sowjetischer kommu-
nistischer Politiker), August Bebel (SPD), von links nach rechts.

Q 1c:  �Fotografie der Vereinigungskonferenz der lokalen KPD und SPD 
in Wittenberg im Frühjahr 1946

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 526 Sammlung Fototaschen des SED-Bezirksparteiarchivs Halle, Nr. 299/IV/6/164.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1058487
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01c/
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Die vorliegende Erklärung wurde von der Zeitung „Freiheit“ anlässlich der Aufdeckung der angeblichen  
„Schumacheragenten“ im Elektrochemischen Kombinat Bitterfeld am 20. Oktober 1948 veröffentlicht. 

Die Zeitung „Freiheit“ war das Presseorgan der SED im Bezirk Halle. Der Begriff des „Schumacheragenten“ 
spielte auf den Parteivorsitzenden der SPD in der westlichen Besatzungszone, Kurt Schumacher, an und dien-
te zur Kriminalisierung von ehemaligen SPD-Mitgliedern in der SED. Konrad Adenauer war ein bedeutender 
CDU-Politiker in der westlichen Besatzungszone, der 1949 zum ersten Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland gewählt wurde. Das „Ostbüro“ der SPD hatte seinen Sitz in der westlichen Besatzungszone und 
diente nach der Vereinigung von KPD und SPD im Frühjahr 1946 der Unterstützung der ehemaligen sozial-
demokratischen Strukturen in der SBZ und später der DDR. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „BGL“ 
(Betriebsgewerkschaftsleitung), „VVN“ (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes), „SMA“ (Sowjetische Mi-
litäradministration).

Q 1d:  �Erklärung der Zeitung „Freiheit“ zur Aufdeckung von „Schumacheragenten“ 
im Elektrochemischen Kombinat Bitterfeld

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524627
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01d/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Bitterfeld, Nr. 275, Bl. 124.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524627
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Die vorliegende Erklärung wurde vom „Demokratischen Block“ im Kreis Bernburg anlässlich der Gründung der 
DDR am 7. Oktober 1949 verabschiedet. 

Dem „Demokratische Block“ gehörten zusätzlich zur SED alle weiteren Parteien und Massenorganisationen 
an. Der Zusammenschluss sollte den Anschein der demokratischen Mitbestimmung wahren und diente da-
rüber hinaus der Kontrolle der politischen Kontrahenten der SED. Nach der Gründung der DDR wurde der 
„Demokratische Block“ durch die „Nationale Front des demokratischen Deutschland“ ersetzt. Otto Grotewohl 
war ein bedeutender SED-Politiker in der SBZ und der Frühphase der DDR, der vor 1946 der SPD angehört 
hatte. Die Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft hatte zum Ziel, den Bürgerinnen und Bürgern 
der DDR Kenntnisse über die Kultur und Gesellschaft der Sowjetunion zu vermitteln. Aufschlüsselung der Kurz-
bezeichnungen: „LDP“ (Liberal-Demokratische Partei Deutschlands), „CDU“ (Christlich-Demokratische Union 
Deutschlands), „NDP“ (National-Demokratische Partei Deutschlands), „DBP“ (Demokratische Bauernpartei), 
„FDGB“ (Freier Deutscher Gewerkschaftsbund), „DFD“ (Demokratischer Frauenbund Deutschlands), „FDJ“ 
(Freie Deutsche Jugend, staatliche Jugendorganisation), „VVN“ (Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes), 
„VdgB“ (Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe), „Kulturbund“ (Kulturbund zur demokratischen Erneuerung 
Deutschlands).

Q 1e:  �Resolution des „Demokratischen Blocks“ Bernburg zur Gründung der DDR  
im Oktober 1949

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524619
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01e/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Bernburg, Nr. 357, Bl. 60.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524619
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Die vorliegende Darstellung zum Arbeitsbereich des Kultur-Direktors der Filmfabrik Agfa Wolfen wurde einem 
Bericht an den Landesvorstand der SED Sachsen-Anhalt im Juni 1949 beigelegt.

Der Kultur-Direktor war in staatlichen Betrieben der DDR für kulturpolitische Fragen zuständig und beaufsichtigte 
darüber hinaus auch das Sozialwesen. Die Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) stellte keine unabhängige Ver-
tretung der Beschäftigten dar, sondern war eng mit der Betriebsleitung und der Betriebsparteileitung verbunden. 
Die „Laiengruppe“ bot den Beschäftigten die Möglichkeit, in ihrer Freizeit Theater zu spielen, die „Singgruppe“ 
war hierzu das musikalische Gegenstück. Die „Parteischule“ und die „Gewerkschaftsschule“ dienten der Fort-
bildung der Mitglieder der SED und der Gewerkschaft. Der „Volkskongress“ war eine politische Versammlung 
zahlreicher Parteien und Massenorganisationen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wurden unter anderem 
von Versammlungen in den Betrieben entsandt. Die „Gesellschaft zum Studium der sowjetischen Kultur“ hatte 
zum Ziel, den Bürgerinnen und Bürgern der DDR Kenntnisse über die Kultur und Gesellschaft der Sowjetunion 
zu vermitteln. Im „Betriebsaktiv“ fanden sich Beschäftigte zusammen, um sich beispielsweise zu betrieblichen 
Fragen auszutauschen. Die „Kammer der Technik“ war ein Zusammenschluss von Angestellten aus staatlichen 
Industriebetrieben, der zum fachlichen Austausch beitragen sollte. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: 
„FDJ“ (Freie Deutsche Jugend, staatliche Jugendorganisation), „DFD“ (Demokratischer Frauenbund Deutsch-
lands), „SVK“ (Sozialversicherungskasse), „CDU“ (Christlich-Demokratische Union Deutschlands).

Q 1f:  �Schema des Arbeitsgebietes des Kultur-Direktors in der Filmfabrik Agfa Wolfen 
vom Juni 1949

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=388924
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01f/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 515 SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt, Nr. 621, Bl. 8.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=388924
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Das SED-Regime stützte sich auf einen umfassenden 
Sicherheitsapparat, der die Bevölkerung der DDR 
überwachte und widerständiges Verhalten unterdrück-
te. Die zentrale Institution, die hinter der Kontrolle und 
Verfolgung stand, war das Ministerium für Staats-
sicherheit (MfS). Die Staatssicherheit verstand sich 
als „Schild und Schwert“ der SED. Neben dem MfS, 
das heute symbolhaft für die Diktatur steht, trug zu-
dem die Deutsche Volkspolizei (DVP) zur Sicherung 
des „Arbeiter- und Bauernstaates“ bei. Wenngleich 
die Volkspolizei den herkömmlichen polizeilichen 
Aufgaben wie Kriminal-, Schutz und Verkehrspolizei 
nachging, folgte ihre Tätigkeit durchgängig auch poli-
tischen Zielen. Der starke Fokus auf die Staatssicher-
heit führt dazu, dass die Rolle der DVP für den Aufbau 
und die Festigung der SED-Diktatur oftmals aus dem 
Blick gerät. Dabei wirkte die Polizei vor der Gründung 
des MfS im Februar 1950 und darüber hinaus an der 
Verfolgung von Opposition und Widerstand mit.

Der Grundstein für die Polizei und deren Vorgehen 
gegen politische Gegner wurde in der Sowjetischen 
Besatzungszone (SBZ) und der frühen DDR gelegt. 
Nach der deutschen Kapitulation im Mai 1945 fand 
die Sowjetische Militäradministration in Deutschland 
(SMAD) – wie die übrigen Alliierten in ihren jeweiligen 
Besatzungszonen – einen Polizeiapparat vor, der stark 
in die NS-Verbrechen verwickelt war. Um den natio-
nalsozialistischen Einfluss zu brechen und einen de-
mokratischen Neubeginn zu ermöglichen, begannen 
die Alliierten in sämtlichen Besatzungszonen die so-
genannte „Entnazifizierung“. Im Zuge dessen wurden 
„überzeugte Anhänger des Nationalsozialismus“ von 
Ämtern in Staat und Wirtschaft entfernt. Die Polizei-
behörde war eines der ersten staatlichen Organe, das 
der „Entnazifizierung“ unterzogen wurde. In der SBZ 
dienten die Entnazifizierungsmaßnahmen nicht nur 
der Entfernung von früheren NSDAP-Mitgliedern aus 

Verfügung Beschuldigte in Polizeihaft nehmen und 
bereitete den Gerichtsprozess bis hin zur Anklage-
schrift vor. Mit der Aufwertung der Abteilung „K 5“ als 
Untersuchungsorgan verlor die Justiz an Bedeutung. 
Trotz der großen Machtbefugnisse der „K 5“ verlief 

Polizei in der SED-Diktatur

Das Ministerium für Staatssicherheit (MfS, umgangssprach­
lich „Stasi“) war gleichermaßen eine inländische Geheimpoli­
zei, eine Ermittlungsbehörde für politische Strafsachen und 
ein Auslandsgeheimdienst. Der Schwerpunkt des MfS lag auf 
der Verfolgung von tatsächlichen oder vermeintlichen poli­
tischen Gegnern im Inland. Die Staatssicherheit war in der 
DDR das wichtigste Repressionsorgan zur Machtsicherung 
der SED und handelte ohne Kontrolle durch die Justiz. Die 
Menschen, die in den Fokus des MfS gerieten, wurden in 
vielen Fällen Opfer menschenrechtswidriger Überwachungs- 
und Verhörmethoden. Die Staatssicherheit unterstand direkt 
der Parteiführung der SED.

Ministerium für Staatssicherheit

Der Befehl 201 der SMAD vom  
16. August 1947 regelte die weitere Umsetzung der „Ent­
nazifizierung“. Nachdem die Bestrafung von NS-Verbrechen
in der Nachkriegszeit zunächst in der Hand der sowjetischen
Stellen gelegen hatte, wurde die Verantwortung für die
„Entnazifizierung“ im Zuge des Befehls teilweise an die ost­
deutschen Gerichte und Behörden übertragen. Die SMAD be­
zweckte hiermit, die Verfolgung von NS-Verbrechen in kurzer
Zeit abzuschließen und zugleich eine größtmögliche Zahl an
NS-Tätern zu erfassen.

Befehl 201

ihren Ämtern, sondern auch als ein Mittel zur Durch-
setzung des kommunistischen Machtanspruchs. Bei 
der Besetzung von Stellen, die von ehemaligen Natio-
nalsozialisten „gesäubert“ worden waren, kamen spe-
ziell Kommunistinnen und Kommunisten zum Zug.

Mit Genehmigung der sowjetischen Besatzungsbe-
hörde wurde die Polizei in der Provinz Sachsen 1945 
neu aufgebaut. Polizeibeamte und -beamtinnen, de-
nen eine Nähe zum NS-Regime zugesprochen wurde, 
wurden aus dem Dienst entlassen und teilweise in In-
ternierungslagern inhaftiert. Bei der folgenden Einstel-
lung von neuen Polizeikräften galt die „antifaschisti-
sche Gesinnung“ der Kandidatinnen und Kandidaten 
als zentrale Voraussetzung (Q 2a). Im Unterschied zu 
den westalliierten Besatzungszonen gelang es der 
SMAD so in großem Umfang , die Polizei von national-
sozialistisch belastetem Personal zu „säubern“.

Im Verlauf der „Entnazifizierung“ gewann die Polizei 
zunehmend an Bedeutung: Die sowjetische Besat-
zungsmacht setzte die politisch gesäuberte Polizei ab 
dem Herbst 1945 zur Ermittlung von früheren NSDAP-
Mitgliedern und Angehörigen von NS-Organisationen 
ein. In Magdeburg konnten so beispielsweise bis März 
1946 18.910 Personen ermittelt und davon 2.214 der 
sowjetischen Besatzungsmacht zur weiteren straf-
rechtlichen Verfolgung übergeben werden.

Im August 1947 konnte die Polizei ihren Einflussbe-
reich im Zuge der „Entnazifizierung“ ausbauen: In 
Folge des Befehls 201 der SMAD wurden große Tei-
le der Aufgaben zur „Entnazifizierung“ an die Polizei 
übertragen (Q 2b). Die neugegründete „Kriminalpoli-
zei 5“ („K 5“) war fortan beinahe für den kompletten 
Prozess der „Entnazifizierung“ zuständig. Das Referat 
„K 5“ stellte polizeiliche Ermittlungen für die „Entnazi-
fizierungskommissionen“ an, konnte ohne richterliche 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/thema-02/
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die Arbeit jedoch teilweise beschwerlich: Da die An-
gehörigen der „Kriminalpolizei 5“ nach politischen 
statt nach fachlichen Maßstäben ausgewählt worden 
waren, wies die Professionalität der Ermittlerinnen 
und Ermittler – ähnlich wie bei der Volkspolizei im 
All-gemeinen – oftmals Mängel auf (Q 2c).

Ungeachtet dessen entwickelte sich das Referat „K 5“ 
im Weiteren zur politischen Polizei, die die von der 
SMAD und SED vorangetriebene Entwicklung in der 
SBZ absichern sollte. Nachdem die „K 5“ als politi-
sche Abteilung der Polizei sich anfangs allein der Ver-
folgung von NS-Verbrechen gewidmet hatte, gingen 
die Aufgaben bald über das Feld der „Entnazifizie-
rung“ hinaus: So war die „Kriminalpolizei 5“ beispiels-
weise ebenfalls verantwortlich für die Abwehr von 

tatsächlicher oder vermeintlicher Spionage oder 
das Fluchtgeschehen (Q 2d).

In der SBZ und zum Gründungszeitpunkt der DDR im 
Oktober 1949 fehlte es trotz des Aufbaus des Referats 
„K 5“ zur politischen Polizei an einem Geheimdienst. 
Dies änderte sich mit der Bildung der Staatssicher-
heit im Februar 1950. Auf dem Weg dorthin kam der 
„Kriminalpolizei 5“ eine bedeutende Rolle zu: Das Re-
ferat „K 5“ wurde im Frühjahr 1949 aus dem Polizei-
apparat ausgegliedert und in die „Hauptverwaltung 
zum Schutz der Volkswirtschaft“ umgewandelt. Die-
ser Schritt war Teil der Vorbereitungen für den folgen-
den Aufbau des Geheimdienstes: Im Februar 1950 
entstand aus der sogenannten „Hauptverwaltung 
zum Schutz der Volkswirtschaft“ das „Ministerium für 
Staatssicherheit“.

Nach der Gründung der Staatssicherheit unterstütz-
te die DVP weiterhin die Verfolgung von politischen 
Gegnern. So wirkte die Abteilung Erlaubniswesen der 
Polizei beispielsweise an der Kontrolle von religiösen 
Gruppen oder jugendlichen Subkulturen mit. Die Ab-
teilung Pass- und Meldewesen beteiligte sich daran, 
ausreisewillige Bürgerinnen und Bürger am Verlassen 
des Landes zu hindern. Die Kriminalpolizei ermittelte 
in Fällen von sogenannter „Boykotthetze“, die nach 
Artikel 6 der Verfassung der DDR von 1949 
unter Strafe stand (Q 2e). Bei Kritik an den 
politischen Ver-hältnissen schaltete sich die 
Kriminalpolizei – oftmals begleitet vom MfS – ein.

Die Polizei in der SBZ und der DDR trug somit zur 
Überwachung der Bevölkerung und Unterdrückung 
von widerständigem Verhalten bei. Nach der ver-
ständlichen „Säuberung“ von ehemaligen NSDAP-Mit-
gliedern und Angehörigen von NS-Organisationen in 
der Nachkriegszeit diente die Polizei und speziell das 
Referat „K 5“ Schritt für Schritt selbst der Verfolgung 
von politischen Gegnern. Die Polizei wirkte so am Auf-
bau und der Festigung der SED-Diktatur mit.

Werbebild für die Volkspolizei, LASA, M 24 Bezirksbehörde der
Deutschen Volkspolizei Magdeburg, Nr. 1715.

„Boykotthetze“
Der Begriff „Boykotthetze“ er- 

fasste im Strafrecht der DDR sämtliche oppositionellen Hand­
lungen. So lautete es im Artikel 6 der Verfassung der DDR: 
„Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen und Orga­
nisationen, Mordhetze gegen demokratische Politiker, Bekun­
dung von Glaubens-, Rassen-, Völkerhaß, militaristische Propa­
ganda sowie Kriegshetze und alle sonstigen Handlungen, die 
sich gegen die Gleichberechtigung richten, sind Verbrechen 
im Sinne des Strafgesetzbuches.“ Unter dem allgemeinen Vor­
wurf der „Boykotthetze“ konnte somit jegliche Kritik an Partei 
und Staat verfolgt werden.
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Die Erklärung des Polizeipräsidenten der Provinz Sachsen über die Einstellung von Polizeibediensteten vom 
17. September 1945 richtete sich an die Bezirkspräsidenten von Dessau, Magdeburg und Merseburg sowie
untergeordnete Stellen der kommunalen Verwaltung.

Die Einstellungsvoraussetzung der „konspirativen Tätigkeit“ bedeutet, dass die Polizeibeamten und -beamtin-
nen während des Nationalsozialismus im Verborgenen Widerstand gegen das Regime geleistet haben muss-
ten. Beim sogenannten „Schraderverband“ handelte es sich um die in der Weimarer Republik bestehende Poli-
zeigewerkschaft, die zu Beginn des Nationalsozialismus zwangsweise aufgelöst wurde. Der namensgebende 
Vorsitzende der Polizeigewerkschaft, Ernst Schrader, war Mitglied der SPD und wurde im Jahr 1933 kurzzeitig 
im KZ Oranienburg interniert. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: „NSDAP“ (Nationalsozialistische Deut-
sche Arbeiterpartei).

Q 2a:  �Erlass des Polizeipräsidenten der Provinz Sachsen über die Einstellung von 
Polizeibediensteten, 17. September 1945

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 293, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 293, Bl. 1 Rückseite.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 293, Bl. 2.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
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Das vorliegende Schema stellt die für die Entnazifizierungsmaßnamen verantwortlichen Stellen und Arbeits-
abläufe entsprechend dem Befehl 201 der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) vom  
16. August 1947 dar.

Die Deutsche Verwaltung des Innern (DVdI) koordinierte in der Sowjetischen Besatzungszone die Polizeibe-
hörde. Die Aufgabe der Staatsanwaltschaft (STA) bestand im Rahmen der „Entnazifizierung“ darin, das von 
der Polizei vorbereitete Gerichtsverfahren durchzuführen. Die Sowjetische Militäradministration (SMA) war die 
regionale sowjetische Besatzungsbehörde und unterstand der SMAD, die für die Kontrolle über die gesamte 
Sowjetische Besatzungszone verantwortlich war.

Q 2b:  �Darstellung der Ablauforganisation der „Entnazifizierung“ entsprechend  
dem SMAD-Befehl 201

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=388924
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 515 SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt, Nr. 621, Bl. 8.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=388924
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Der vorliegende Bericht des Landeskriminalamts Sachsen-Anhalt vom 25. November 1947 informiert über 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Befehls 201 der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland 
(SMAD).

Die „Kriminalpolizei 5“ („K 5“) war eine Abteilung der Kriminalpolizei, die im Rahmen der „Entnazifizierung“ 
für die Ermittlung und Vorbereitung der Anklageschriften zuständig war. Als „Funktionäre“ werden im Zusam-
menhang mit der Sowjetischen Besatzungszone bzw. der DDR Personen bezeichnet, die im direkten Auftrag 
der SED oder der ihr untergeordneten Organisationen handelten. Die „Entnazifizierungskommissionen“ waren 
entsprechend dem Befehl 201 für die Verurteilung von NS-Verbrechern zuständig. Die Kontrollratsdirektive Nr. 
38 wurde vom Alliierten Kontrollrat im Herbst 1946 beschlossen. Die dort festgehaltenen Grundsätze der „Ent-
nazifizierung“ genügten der sowjetischen Besatzungsmacht nicht, sodass sie den SMAD-Befehl 201 erließ, der 
eine schnellere Verfolgung von NS-Verbrechen ermöglichen sollte. Der SMAD-Befehl 234 vom 9. Oktober 1947 
betraf den von der sowjetischen Besatzungsmacht und der SED angestrebten Umbau der Wirtschaftsordnung. 
Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „K 1“ und „K 3“ (Abteilungen der Kriminalpolizei), „LDPD“ (Liberal-
Demokratische Partei Deutschlands), „CDU“ (Christlich-Demokratische Union Deutschlands), „SED“ (Sozialisti-
sche Einheitspartei Deutschlands).

Q 2c:  �Bericht des Landeskriminalamts Sachsen-Anhalt zur Umsetzung des  
SMAD-Befehls 201, 25. November 1947

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02c/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 153, Bl. 283.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 153, Bl. 283 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 153, Bl. 284 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 14 Landesbehörde der Volkspolizei Sachsen-Anhalt, Halle (Saale), Nr. 153, Bl. 284.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6593
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Der Bericht des Kriminalamts Halle, Abteilung „K 5“ aus dem August 1948 informiert über Ermittlungen wegen 
der Beschädigung der Wandzeitung der SED in der Oberpostdirektion. 

Das Referat „K 5“ war eine Abteilung der Kriminalpolizei, die der Verfolgung von politischen Gegnern diente. 
Die Abteilung „K 7“ war für die Bereiche Fahndung und Technik verantwortlich. Die in dem Schreiben erwähnte 
Zeitung „Der Tag“ erschien seit dem Frühjahr 1948 im Britischen Sektor von Berlin. Das Blatt stand der CDU in 
der SBZ bzw. der späteren DDR nahe und galt folglich als Gegner der SED. Der in dem Schreiben als möglicher 
Täter genannte Postinspektor „Frey“ (Pseudonym) wurde im Weiteren anhand der sichergestellten Fingerabdrü-
cke überführt.

Q 2d:  �Ermittlungsbericht der Kriminalpolizei zur Beschädigung der Wandzeitung der 
SED in der Oberpostdirektion im August 1948

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, K 70 NS-Archiv des MfS, Nr. ZA I 05083 A. 12, Bl. 9.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=576006
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02d/
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Die vorliegende tabellarische Auflistung des Volkspolizei-Kreisamtes Halle gibt eine Übersicht über die von der 
Polizeibehörde im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 1958 erfassten Straftaten nach § 113 der Strafprozess-
ordnung und §§ 19 und 20 des Strafrechtsergänzungsgesetzes.

Im Zuge der Einführung des Strafrechtsergänzungsgesetzes vom 11. Dezember 1957 wurden die §§ 19 und 20 
eingeführt, die der Strafverfolgung von politischen Gegnern dienten. Der § 19 des Strafrechtsergänzungsge-
setzes war der sogenannten "staatsgefährdenden Propaganda und Hetze" gewidmet. Der § 20 des Strafrechts-
ergänzungsgesetzes regelte den Umgang mit sogenannter "Staatsverleumdung". Die §§ 19 und 20 des Straf-
rechtsergänzungsgesetzes dienten vor allem der strafrechtlichen Verfolgung der sogenannten „Boykotthetze“, 
die nach Artikel 6 der Verfassung der DDR von 1949 verboten war. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: 
"EV" (Ermittlungsverfahren), "Angeh. d. Intellig." (Angehörige der Intelligenz, Gesellschaftsschicht, die überwie-
gend geistiger Arbeit nachgeht, beispielsweise Wissenschaftler oder Künstler), "werkt. Bauern" (werktätige Bau-
ern), "selbst. Gewerbetreibende und Handwerker" (selbständige Gewerbetreibende und Handwerker), "Gen. d. 
S.E.D." (Genosse der SED), "sonst. fortsch. Personen" (sonstige fortschrittliche Personen), "W.D." (Westdeutsch-
land), "VP" (Volkspolizei), "Eingest. gem. § 158/164 StPO" (Eingestellt gemäß § 158/164 Strafprozessordnung), 
"Gefgs." (Gefängnisstrafe), "Geschl." (Geschlecht), "StEG" (Strafrechtsergänzungsgesetz).

Q 2e:  �Tabellarische Auflistung des Volkspolizei-Kreisamtes Halle zu erfassten  
Straftaten, 1. Januar bis 30. Juni 1958

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 556 Volkspolizei-Kreisamt Halle, Nr. 90, Bl. 180.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2263502
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-02/quelle-02e/
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Am 17. Juni 1953 protestierten in der gesamten DDR 
etwa eine Million Menschen gegen die sozialen und 
politischen Verhältnisse im Land. Der Aufstand, der 
letztlich mit militärischer Gewalt niedergeschlagen 
wurde, erschütterte die SED-Diktatur. Ein Zentrum des 
Protests war Magdeburg: In der Industriestadt gingen 
etwa 50.000 Menschen auf die Straße, in zahlreichen 
Betrieben wurde die Arbeit niedergelegt, staatliche 
Einrichtungen wurden besetzt und Gefangene aus 
der Haft befreit.

Den Ereignissen am 17. Juni 1953 ging eine Verschär-
fung der politischen und wirtschaftlichen Situation 
seit dem Sommer des Vorjahres voraus: Der im Juli 
1952 verkündete „Aufbau des Sozialismus“ führte 
zu zahlreichen Einschnitten für die Bevölkerung. In 
der angespannten Situation kam es bereits im De-
zember 1952 in mehreren Magdeburger Betrieben zu 
kurzzeitigen Arbeitsniederlegungen. Ein Grund hier-
für war, dass die Industriearbeiter und -arbeiterinnen 
im Zuge des „Aufbaus des Sozialismus“ eine höhere 
Arbeitsleistung erbringen mussten. Eine weitere Ursa-
che ist in der Abschaffung des gewöhnlichen Weih-
nachtsgeldes für die gesamte Belegschaft zu suchen. 

niederlegungen in Magdeburger Betrieben kam es 
auch in weiteren Teilen der DDR im Dezember 1952 
zu Protesten.

Im Frühsommer 1953 reagierte die SED-Führung auf 
die zunehmende Unzufriedenheit der Bevölkerung 
und verkündete einen „Neuen Kurs“. Ungeachtet der 
versprochenen neuen Politik blieben die verschärften 
Maßnahmen jedoch teilweise bestehen. In Berlin kam 
es vor diesem Hintergrund am 16. Juni 1953 zu ers-
ten Arbeitsniederlegungen und Demonstrationen. Am 
Folgetag, dem 17. Juni 1953, breitete sich der Protest 
landesweit aus.

Aufstand vom 17. Juni 1953 in Magdeburg

Die auf der II. Partei- 
konferenz der SED im Juli 1952 ausgerufene Leitlinie hat­
te das Ziel, die Entwicklung von Staat, Wirtschaft und Ge­
sellschaft in Richtung Sozialismus zu beschleunigen. Im 
Bereich der Wirtschaft bedeutete dies beispielsweise, dass 
Privatunternehmer unter Druck gesetzt wurden, sich den ver­
staatlichten Betrieben anzuschließen. Im Zuge der Kampa­
gne zum „Aufbau des Sozialismus“ kam es unter anderem 
zu stärkerer Repression gegen politische Gegner und einer 
weiteren Verschlechterung der Versorgung der Bevölkerung 
mit Lebensmitteln sowie Konsumgütern. 

„Aufbau des Sozialismus“

„Neuer Kurs“ 
Mit dem Beschluss vom 9. Juni 

1953 rückte die SED von den drastischen Maßnahmen zum 
„Aufbau des Sozialismus“ ab. Neben zahlreichen Zugeständ­
nissen an die Bevölkerung wurde allerdings an der Erhöhung 
der Arbeitsnorm festgehalten“. Die Beibehaltung der Arbeits­
norm sorgte speziell in der Arbeiterschaft für Protest und stell­
te einen zentralen Auslöser für den Aufstand vom 17. Juni 
1953 dar.

Die Beschäftigten sollten nun eine leistungsabhängi-
ge „Jahresendprämie“ erhalten, die an das Erreichen 
der wirtschaftlichen Ziele geknüpft war. Dies führte 
dazu, dass einzelne Abteilungen oder Beschäftigte 
keine oder eine geringere Prämie erhielten. Nachdem 
es seit dem 12. Dezember 1952 in verschiedenen 
Magdeburger Betrieben zu Protesten und Arbeits-
niederlegungen gekommen war, streikten am 15. De-
zember 1952 Teile des „Ernst Thälmann-Werkes“ in 
Magdeburg (Q 3a). Die Beschäftigten traten in den 
Ausstand, als sie erfuhren, dass die SED-Parteiorga-
nisation im Betrieb während der Arbeitszeit eine Be-
ratung abhielt. In mehreren Bereichen des Betriebs, 
unter anderem in der Stahlgießerei, sammelte die Be-
legschaft die Prämienzahlungen ein und verteilte sie 
gleichmäßig untereinander. Zeitgleich zu den Arbeits-

In den frühen Morgenstunden des 17. Juni 1953 ta-
ten sich die Beschäftigten in verschiedenen Magde-
burger Betrieben zusammen und unterbrachen die 
Arbeit bzw. nahmen sie erst gar nicht auf (Q 3b). Die 
SED-Parteiorganisationen in den verschiedenen Be-
trieben versuchten anfangs noch, die Belegschaft zur 
Fortsetzung der Arbeit zu bewegen. In der Magdebur-
ger Neustadt versammelte sich jedoch von 7.30 Uhr 
an eine wachsende Zahl an Menschen, bis schließ-
lich ca. zwei Stunden später eine Demonstration von 
etwa 2.000 Personen in Richtung Innenstadt zog. An-
nähernd zeitgleich hierzu hatte die Belegschaft des 
„Ernst Thälmann-Werkes“ in Magdeburg die Arbeit 
niedergelegt. Ein Demonstrationszug mit ca. 10.000 
Menschen brach vom Betriebsgelände auf. Die Be-
legschaften von umliegenden Betrieben schlossen 
sich dem Protestmarsch an. Die Demonstrantinnen 
und Demonstranten erhoben politische Forderungen 
wie das Ende des SED-Regimes und freie Wahlen. Als 
die Demonstration das Stadtzentrum erreicht hatte, 
stürmten die Protestierenden verschiedene Einrich-
tungen, wie die FDJ-Bezirksleitung und das Gebäu-
de des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes. Im 
Süden der Stadt besetzten andere Demonstrantinnen 
und Demonstranten ein Polizeiamt. 

Zur gleichen Zeit versammelten sich etwa 20.000 
Menschen in Magdeburg-Sudenburg, wo sich ver-
schiedene Justiz- und Polizeieinrichtungen auf engs-
tem Raum befanden: die Bezirksbehörde der Volks-
polizei (BDVP), die Strafvollzugsanstalt Sudenburg, 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/thema-03/
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die Untersuchungshaftanstalt des MfS und das Be-
zirksgericht. Um etwa 10:30 Uhr verschaffte sich die 
Menge gewaltsam Zugang zur Zentrale der BDVP 
und stürmte das Gebäude (Q 3c). Die lediglich 84 
Polizeikräfte, die am Standort der BDVP zur Verfü-
gung standen, reichten für deren Schutz nicht aus. 
Der Chef der BDVP Magdeburg, Herbert Paulsen, 
erklärte wenige Wochen nach dem Aufstand vom 
17. Juni 1953: „Die Absperrketten wurden von den
Demonstranten überrannt, nach dem Eindringen in
das Gebäude Polizisten verprügelt, politische Schrif-
ten und Agitationsmittel zerstört.“ Noch am Vormittag
des 17. Juni 1953 nahm der Druck der Masse vor der
Strafvollzugsanstalt Sudenburg zu: Zunächst wurden
einzelne Angehörige der Volkspolizei, die sich vor der
Anstalt befanden, entwaffnet. Den Protestierenden
gelang es, das Haupttor des Gebäudes mithilfe eines
Holzstamms gewaltsam zu öffnen. Als die Eindring-
linge versuchten, weiter in die Anstalt vorzudringen,
kam es zu einem Feuergefecht. Dabei starben drei
Mitglieder der Wachmannschaft. Die Stürmung der
Strafvollzugsanstalt scheiterte.

Ab etwa 12.00 Uhr rückten sowjetische Truppen mit 
bewaffneten Kräften in Magdeburg ein. Bei der Räu-
mung der Zentrale der BDVP durch sowjetische Sol-

Arbeiter des Unternehmens Geräte- und Armaturenwerk Magdeburg besteigen einen Lastkraftwagen mit Anhänger vor dem Betriebsgelände 
Schönebecker Straße 8, um zur Stadtmitte zu fahren, LASA, E 221 Rolf Heyer, Nr. 1.

daten starben drei Menschen, weitere 40 Personen 
wurden schwer verletzt. Auf den Straßen der Stadt fuh-
ren Panzer auf, die allein durch ihre Präsenz die Dyna-
mik des Aufstands brachen (Q 3d). Um 14.00 Uhr rief 
die Militärkommandantur den Ausnahmezustand für 
die Stadt Magdeburg aus (Q 3e). Im Laufe des Nach-
mittags brachten die sowjetischen Truppen die Lage 
unter ihre Kontrolle.

Noch am Abend des 17. Juni 1953 erfolgte in Magde-
burg eine erste Welle an Verhaftungen. In den folgen-
den Wochen und Monaten setzte sich die Repression 
fort. Im Zusammenhang mit der Schießerei an der 
Strafvollzugsanstalt Magdeburg-Sudenburg, die zu 
den drei Todesopfern innerhalb des Sicherheitsap-
parates geführt hatte, wurden zwei Männer zum Tode 
verurteilt.

Der Aufstand vom 17. Juni 1953, der die Macht der 
SED in der gesamten DDR kurzzeitig erschütterte, 
war binnen weniger Stunden niedergeschlagen. Die 
Erfahrung der blutigen Eindämmung des Protests so-
wie die folgende Repression prägten die Erfahrung 
der Gesellschaft in der DDR für die Zukunft. Nach-
dem sich die Handlungsspielräume der Bevölkerung 
rund um die Ereignisse vom 17. Juni 1953 für kurze 
Zeit erweitert hatten, schlossen sie sich im Weiteren.
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Beim vorliegenden Dokument handelt es sich um einen Untersuchungsbericht der Bezirksparteikontrollkom-
mission (BPKK) über die Arbeitsniederlegung im Dezember 1952 im „Ernst-Thälmann-Werk“ in Magdeburg.

Die BPKK war dafür zuständig zu überprüfen, ob die Mitglieder der SED mit ihrer Einstellung und ihrem Verhal-
ten der Parteilinie entsprechen. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „PBO“ (Parteibetriebsorganisation), 
„BGL“ (Betriebsgewerkschaftsleitung) „AGL“ (Abteilungsgewerkschaftsleitung, existierte in Großbetrieben), 
„FDGB“ (Freier Deutscher Gewerkschaftsbund).

Q 3a:  �Bericht über Arbeitsniederlegungen im „Ernst-Thälmann-Werk“ für  
Schwermaschinenbau in Magdeburg im Dezember 1952

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 13 SED-Bezirksleitung Magdeburg, Nr. IV/2/4/30, Bl. 8.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6582
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 13 SED-Bezirksleitung Magdeburg, Nr. IV/2/4/30, Bl. 9.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6582
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In dem vorliegenden Telegramm wandte sich der Operativstab der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei 
Magdeburg am Morgen des 17. Juni 1953 über den Operativstab der Hauptverwaltung der Deutschen Volks-
polizei an den Chef der Deutschen Volkspolizei.

Der Operativstab der BDVP Magdeburg war am 17. Juni 1953 zuständig für die Beobachtung der Ereignisse 
und die Eindämmung des Protests vor Ort. Als „Agitatoren“ wurden Mitglieder der SED bezeichnet, deren Auf-
gabe es war, die Bevölkerung im Sinne der Partei zu beeinflussen.

Q 3b:  �Telegramm der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Magdeburg an den 
Chef der Deutschen Volkspolizei am Morgen des 17. Juni 1953

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1518932
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 24 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Magdeburg, Nr. 180, Bl. 6.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1518932
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Die vorliegende Fotografie von Rolf Heyer zeigt die Erstürmung des Sitzes der Bezirksbehörde der Deutschen 
Volkspolizei Magdeburg.

Der 29-jährige Rolf Heyer, von Beruf Kraftfahrzeugmechaniker, nahm am Aufstand des 17. Juni 1953 in Magde-
burg mit seinem Fotoapparat teil und war so imstande den Protest fotografisch zu dokumentieren.

Q 3c:  �Fotografie der Erstürmung des Sitzes der Bezirksbehörde der  
Deutschen Volkspolizei Magdeburg, 17. Juni 1953

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, E 221 Rolf Heyer, Nr. 6.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03c/
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Die vorliegende Fotografie von Rolf Heyer zeigt einen sowjetischen Panzer auf der Hallischen bzw. Halberstäd-
ter Straße in Magdeburg am 17. Juni 1953. 

Der 29-jährige Rolf Heyer, von Beruf Kraftfahrzeugmechaniker, nahm am Aufstand des 17. Juni 1953 in Magde-
burg mit seinem Fotoapparat teil und war so imstande den Protest fotografisch zu dokumentieren.

Q 3d:  �Fotografie eines sowjetischen Panzers auf der Hallischen bzw. Halberstädter 
Straße in Magdeburg

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, E 221 Nachlass Rolf Heyer, Nr. 11.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03d/
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Die Sowjetische Militärkommandantur in Magdeburg verhängte am frühen Nachmittag des 17. Juni 1953 den 
Ausnahmezustand über die Stadt.

Die Sowjetische Militärkommandantur der Stadt Magdeburg war die Vertretung der sowjetischen Besatzungs-
macht vor Ort.

Q 3e:  �Ausrufung des Ausnahmezustands über die Stadt Magdeburg durch die  
Sowjetische Militärkommandantur am 17. Juni 1953

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 13 SED-Bezirksleitung Magdeburg, Nr. IV/2/3/189, Bl. 22.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6582
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-03/quelle-03e/
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Das diktatorische Regime der DDR basierte auf der 
Unterdrückung und Ausgrenzung von politisch An-
dersdenkenden und denjenigen, die allein aufgrund 
ihrer Lebensweise von der Norm des „sozialistischen 
Menschen“ abwichen. Im Verlauf der vierzigjährigen 
Geschichte der DDR wandelte sich der Charakter der 
Verfolgung: Die Repression in der Frühphase der DDR, 
speziell rund um den 17. Juni 1953, unterscheidet sich 
von dem Vorgehen von Partei und Staat in den folgen-
den Jahrzehnten. Ungeachtet dessen nutzte die DDR 
bis zu ihrem Ende im Zuge der Friedlichen Revolution 
1989/90 Mittel der Repression sowie Diskriminierung, 
die eine offene Gegnerschaft zum System nahezu un-
möglich machten. Die folgende Quellenauswahl be-
handelt beispielhaft verschiedene Aspekte von Unter-
drückung und Ausgrenzung in der DDR.

Der Aufbau der SED-Diktatur in der SBZ und der Früh-
phase der DDR ging mit starker Repression gegen 
vermeintliche und tatsächliche Gegner der herrschen-
den Politik einher. Die Auseinandersetzung entzünde-
te sich unter anderem an der Verstaatlichung von pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen. Das Regime griff zu 
rigiden Mitteln und stellte die Kritikerinnen und Kritiker 
der strikten Enteignungspolitik teilweise vor Gericht. In 
sogenannten Schauprozessen wurden Funktionäre 
aus Politik und Wirtschaft, die für mehr Mäßigung bei 
der Verstaatlichung eintraten, öffentlich verurteilt. 

Ein solcher Schauprozess fand im Frühjahr 1950 im 
Zusammenhang mit der in Dessau ansässigen Deut-
schen Continental-Gas-Gesellschaft (DCGG) statt. 
Von staatlicher Seite wurde seit 1946 die Enteignung 
der DCGG vorbereitet. Sowohl innerhalb des Kon-
zerns als auch im Wirtschaftsministerium des Landes 
Sachsen-Anhalt gab es hierzu jedoch Widerspruch. 
So schwebte unter anderem dem stellvertretenden 
Minister Willi Brundert (SED), der aus der früheren 
SPD stammte, eine langsamere Verstaatlichung vor. 
Unter dem Vorwurf, Vermögen in die westliche Besat-
zungszone verschoben zu haben, wurden schließlich 
am 27. Oktober 1949 und in den folgenden Wochen 
mehrere Vertreter der DCGG sowie des Ministeriums 
für Wirtschaft verhaftet. Im Zentrum der Anschuldi-

gung standen Willi Brundert, stellvertretender Wirt-
schaftsminister, sowie Leo Herwegen, Landesvorsit-
zender der CDU in Sachsen-Anhalt und ehemaliger 
Aufsichtsrat der DCGG. Die Angeklagten wurden in 
einem am 26. April 1950 beginnenden Schaupro-
zess am Dessauer Landestheater beschuldigt, als 
westliche „Agenten“ die Verstaatlichung sabotiert zu 
haben (Q 4a). Das Gericht verurteilte die insgesamt 
neun Angeklagten zu mehrjährigen Haftstrafen. Wili 
Brundert und Leo Herwegen erhielten eine Haftstrafe 
von 15 Jahren. Im Anschluss an den Schauprozess 
im Frühjahr 1950 erhöhte die SED den Druck auf frü-
here SPD-Mitglieder in den eigenen Reihen sowie die 
bürgerlichen Parteien.

Einen Ort politischer Gegnerschaft stellte für das 
SED-Regime zudem die Kirche dar. Die religiöse Welt-
anschauung der Kirche stand im Widerspruch zur so-
zialistischen Ideologie der DDR. Die Kirche galt daher 
für das Regime als eine Bedrohung. Obwohl in der 
DDR offiziell Religionsfreiheit herrschte, überwachten 
sowohl das MfS als auch die Volkspolizei die Aktivi-
täten der Kirche. Von staatlicher Seite wurden die 
Handlungsspielräume der Kirche immer wieder ein-
geschränkt. Die Angriffe von Partei und Staat trafen 
nicht allein die Kirche als Institution bzw. die direkten 
kirchlichen Vertreter, sondern auch deren Mitglieder. 
So wurde beispielsweise Jugendlichen, die sich aus 
religiösen Gründen dem Wehrdienst in der Nationa-
len Volksarmee entziehen wollten, die Möglichkeit der 
weiteren schulischen Laufbahn verwehrt (Q 4b). Die 
Dramatik der Bildungsdiskriminierung von christli-
chen Kindern und Jugendlichen wird deutlich an dem 
verzweifelten Protest des Pfarrers Oskar Brüsewitz 
in Zeitz vom 18. August 1976. An diesem Tag stellte 
Oskar Brüsewitz Protestschilder vor seiner Kirche auf 
und entzündete sich selbst. Wenige Tage später erlag 
Oskar Brüsewitz seinen Verletzungen. Bis zum Ende 
der DDR hielt das SED-Regime an seiner offenen 
Feindschaft gegenüber der Kirche fest.

Opfer von staatlicher Verfolgung und Ausgrenzung 
wurden in der DDR zudem sogenannte „Asoziale“. 
Hierunter verstanden die staatlichen Stellen Men-
schen, die in ihrer Lebensweise von der von Partei 
und Staat verordneten gesellschaftlichen Norm ab-
wichen. Im Fokus standen hierbei im Besonderen 
Personen, die sich der gesetzlichen Verpflichtung zur 
Arbeit entzogen (Q 4c). Die sogenannten „Arbeits-
bummelanten“ galten als Bedrohung für die „öffentli-
che Ordnung“. Den als „asozial“ Beschuldigten wurde 
der Vorwurf gemacht, dass sie durch ihre Art der Le-
bensführung die sozialistische Gesellschaft angreifen 
würden. Im § 249 des Strafgesetzbuches von 1968 
war geregelt, dass „Asoziale“ zu Freiheitsstrafen von 
mehreren Jahren verurteilt werden können.

Verfolgung und Diskriminierung in der DDR

Die öffentliche Verurteilung war 
ein Mittel zur Bekämpfung des politischen Gegners. Dem 
Regime ging es hierbei nicht allein darum, sich in den politi­
schen Entscheidungen durchzusetzen und Widersacher aus­
zuschalten. Die öffentliche Verurteilung der Beschuldigten in 
Schauprozessen sollte vielmehr abschreckend auf die Be­
völkerung wirken und zugleich den verfolgten angestrebten 
Kurs legitimieren. Die in Schauprozessen getroffenen Urteile 
standen bereits vor Prozessbeginn fest.

Schauprozess

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/thema-04/
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Der staatliche Druck, sich in die Norm der „sozialisti-
schen Gesellschaft“ einzufügen, traf auch jugendliche 

Subkulturen. Jugendliche, die mit ihrer Musikwahl und 
Kleidungsweise die vorgegebenen Wege verließen, 
gerieten in den Fokus von Partei und Staat. In den 
1960er Jahren gewann die Beatmusik von westlichen 
Bands wie „The Beatles“ an Beliebtheit unter den 
Jugendlichen der DDR. Jugendliche gründeten an 
vielen Orten eigenständig Beatgruppen, die am Wo-
chenende in Tanzsälen auftraten. Die SED-Führung 
stand der aus dem westlichen Ausland kommenden 
Beatmusik ablehnend gegenüber, da sie eine negati-
ve Beeinflussung der Jugend durch die kapitalistische 
„Unkultur“ befürchtete. Das Regime bewegte sich ab 
Mitte der 1960er Jahre allmählich auf die jugendliche 
Subkultur zu und organisierte mithilfe der staatlichen 
Jugendorganisation, der FDJ, Musikveranstaltungen. 
Beatbands, die durch ihre Musikdarbietung das Miss-
fallen der staatlichen Behörden erregten, wurden je-
doch weiterhin mit repressiven Maßnahmen, wie Auf-
trittsverboten, belegt (Q 4d).

Die in den 1980er Jahren entstehenden Friedens- und 
Umweltinitiativen, die zunehmend in die Öffentlichkeit 
traten, wurden vom Regime mit großem Misstrauen 
betrachtet. Die DDR ließ die aufkommende Opposi-
tion mit geheimdienstlichen Methoden durch das MfS 
überwachen (Q 4e). Die Staatssicherheit versuchte 
die oppositionellen Aktivitäten durch Einschüchte-
rung und Repression zu verhindern. Menschen, die 
sich offen gegen die DDR stellten, liefen Gefahr, den 
Beruf zu verlieren und verhaftet zu werden.

Plakat „Seid wachsam!“ (1952), Haus der Geschichte, Bonn; EB-Nr. 1987/1/033.11.

                                       Mit den Begriff „asozial“ werden 
Personen stigmatisiert und diskriminiert. Damit bezeichne­
te Menschen waren vor 1933 und nach 1945 staatlichen 
Zwangsmaßnahmen ausgesetzt, z. B. durch Arbeitsämter und 
Fürsorgeeinrichtungen. Im Nationalsozialismus wurde dies zu 
einer zentralen Verfolgungskategorie und so Bezeichnete in 
Konzentrationslager eingeliefert. Erst im Jahr 2020 erkann­
te der Deutsche Bundestag die Verfolgung dieser durch den 
Nationalsozialismus offiziell an. In der DDR wurden so be­
zeichnete Personen ebenfalls verfolgt. Die „Verordnung über 
Aufenthaltsbeschränkung“ vom 25. August 1961 wurde her­
angezogen, um gegen vermeintliche oder tatsächliche Verstö­
ße gegen die „sozialistische Arbeitsmoral“ mittels staatlichen 
Zwangsmaßnahmen vorzugehen. Im Jahr 1968 wurde im 
Strafgesetzbuch der § 249 aufgenommen. Dieser stellte den 
rechtlichen Rahmen zur Ahndung der  „Beeinträchtigung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch Asoziales Verhal­
ten“. Dies konnte eine Freiheitsstrafe von mehreren Jahren,  
eine Aufenthaltsbeschränkung bedeuten oder es konnte eine 
„staatliche Kontroll- und Erziehungsaufsicht“ verhängt wer­
den. Von 1969 bis 1989 gab es mehr als 160.000 Straftaten 
in der DDR, die nach § 249 verfolgt wurden. Das entsprach 
im Durchschnitt etwa 7.500 pro Jahr. Das Gesetz wurde am 
14. Dezember 1988 aufgehoben. Nach dem Ende der DDR 
hatten Betroffene Schwierigkeiten, in der Bundesrepublik re­
habilitiert zu werden.

„Asoziale“
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Das vorliegende Dokument entstammt der Anklageschrift im Schauprozess gegen Leo Herwegen, Wili Brun-
dert und weitere Beschuldigte im Frühjahr 1950.

Die Anklageschrift gliedert sich wie folgt: namentliche Auflistung der Angeklagten, allgemeine Darstellung des 
Ermittlungsergebnisses, ausführlicher Bericht zu den vermeintlichen Vergehen der einzelnen Angeklagten. Der 
abgebildete Auszug behandelt die Anschuldigungen gegen den Hauptangeklagten Wili Brundert. Aufschlüsse-
lung der Kurzbezeichnung: „DCGG“ (Deutsche Continental-Gas-Gesellschaft).

Q 4a:  �Anklageschrift im Herwegen-Brundert-Prozess in Dessau im Frühjahr 1950

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=381727
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 515 SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt, Nr. 269, Bl. 8.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=381727
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 515 SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt, Nr. 269, Bl. 9.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 515 SED-Landesleitung Sachsen-Anhalt, Nr. 269, Bl. 10.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=381727
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Das vorliegende Protokoll entstammt den Abteilungen der Kriminalpolizei und des Erlaubniswesens des Volks-
polizei-Kreisamtes Naumburg.

Die Abteilung Erlaubniswesen war unter anderem für die Kontrolle von Vereinigungen und Religionsgemein-
schaften zuständig. In diesem Zusammenhang überwachte die Abteilung Erlaubniswesen die kirchlichen Ak-
tivitäten auf Kreisebene. Der sogenannte „Ehrendienst“ bezeichnete den 18-monatigen Wehrdienst bei der 
Nationalen Volksarmee, zu dem DDR-Bürger allgemein mit dem 18. Lebensjahr einberufen wurden. Beim „Re-
servistenlehrgang“ handelte es sich um eine mehrwöchige militärische Grundausbildung. Aufschlüsselung 
der Kurzbezeichnungen: „FDJ-Org.“ (Freie Deutsche Jugend, staatliche Jugendorganisation), „LPG“ (Landwirt-
schaftliche Produktionsgenossenschaft), „NVA“ (Nationale Volksarmee). 

Q 4b:  �Protokoll des Volkspolizei-Kreisamtes Naumburg zu kirchlichen Aktivitäten an 
Schulen 1959/60

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742585
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 556 Volkspolizei-Kreisamt Naumburg, Nr. 31, Bl. 228

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742585
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In dem vorliegenden Dokument vom 18. August 1976 wandte sich der stellvertretende Bürgermeister für Inneres 
der Stadt Halberstadt an die ihm übergeordnete Abteilung für Innere Angelegenheiten auf Bezirksebene. 

Der stellvertretende Bürgermeister für Inneres des Rates der Stadt Halberstadt war für die Sicherstellung der 
„sozialistischen Ordnung“ zuständig und ging in diesem Zuge unter anderem gegen politische Gegner vor. Der 
Begriff „kriminell gefährdete Person“ diente zur Bezeichnung von Bürgern und Bürgerinnen, denen die Sicher-
heitsbehörden aufgrund ihrer Lebensweise eine Nähe zu vermeintlich strafbaren Handlung zusprachen. Bei der 
„Abteilung K“ des Volkspolizei-Kreisamtes handelt es sich um die Kriminalpolizei.

Q 4c:  �Bericht des Rates der Stadt Halberstadt über „kriminell gefährdete Bürger“ vom 
August 1976

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=124012
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04c/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 1 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Magdeburg, Nr. 11669/2, Bl. 306.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 1 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Magdeburg, Nr. 11669/2, Bl. 305.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=124012
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Die vorliegende Einschätzung zur Beatband „Team 68“ wurde von einem Angehörigen des Betriebsschutz-
Amtes des VEB Leuna-Werke (Abteilung Erlaubniswesen) erstellt und an das Volkspolizei-Kreisamt Merseburg 
übermittelt. 

Die Abteilung Erlaubniswesen des Betriebsschutz-Amtes war unter anderem für die Kontrolle der Unterhal-
tungsmusik zuständig. Das Betriebsschutz-Amt war eine eigenständige Polizeistelle, die der Kontrolle von 
großen Betrieben diente. Der Autor der Mitteilung trug den Rang eines Leutnants der Volkspolizei. Beim „Klub-
haus“, dem Auftrittsort der Beatband, handelt es sich um einen Freizeittreffpunkt, der sich gewöhnlich auf dem 
Gelände größerer Betriebe bzw. in deren Nähe befand. „Binder“ bezeichnet eine „Krawatte“. Aufschlüsselung 
der Kurzbezeichnungen: „GST“ (Gesellschaft für Sport und Technik, paramilitärische Massenorganisation), 
„R-Flucht“ (Republikflucht), „ABV“ (Abschnittsbevollmächtigter, zuständig für polizeiliche Aufgaben in einem 
begrenzten Gebiet).

Q 4d:  �Bericht des Betriebsschutz-Amtes des VEB Leuna-Werke zur Beatband „Team 68“ 
vom Dezember 1968

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742584
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04d/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 556 Volkspolizei-Kreisamt Merseburg, Nr. 1063, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742584
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Im vorliegenden Bericht vom 23. Februar 1989 informiert die Bezirksverwaltung für Staatssicherheit die SED-Be-
zirksleitung Halle über ihre Einschätzung zur politischen Untergrundtätigkeit im Bezirk Halle.

Der Begriff „politisch-ideologische Diversion“ bezeichnete im Sprachgebrauch des MfS angeblich feindliche 
Einflüsse aus dem westlichen Ausland wie zum Beispiel die Unterstützung von Schriftstellerinnen und Schrift-
stellern durch westdeutsche Literaturverlage. Die Bezeichnung „feindlich-negative Kräfte“ stand im MfS-Sprach-
gebrauch für oppositionelle Gruppen. Als „Exponenten“ bezeichnete das MfS die vermeintlichen Wortführer der 
Opposition. Die Bezeichnung der kirchlichen Amtsträger als „reaktionär“ diente zur Abwertung der Kirchenver-
treter als fortschrittfeindlich. Die Kirchenprovinz Sachsen umfasste im Wesentlichen das Gebiet des heutigen 
Sachsen-Anhalts. Der Begriff „Übersiedlungsersuchende“ bezeichnete Ausreisewillige, die einen Antrag auf 
Übersiedlung in das westliche Ausland gestellt haben.

Q 4e:  �Einschätzung der Bezirksverwaltung für Staatssicherheit zu oppositionellen 
Aktivitäten im Bezirk Halle, 23. Februar 1989

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=636971
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04e/
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Verfolgung und Diskriminierung in der DDR
Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 1828, Bl. 136. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 1828, Bl. 137.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-04/quelle-04e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=636971
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In der Zeit zwischen 1949 und 1989 verließen drei-
einhalb bis vier Millionen Menschen die DDR. Die 
Gründe für die Flucht und Ausreise lagen oftmals 
in der Unzufriedenheit mit den Lebensverhältnissen 
und der politischen Situation. In der Frühphase der 
DDR verließen mehrere Hunderttausend Menschen 
pro Jahr das Land. Ab 1952 konnten die Bürgerinnen 
und Bürger die DDR nur noch über die offene Grenze 
zwischen Ost- und West-Berlin ungehindert verlassen. 
Die übrige Grenzlinie zur Bundesrepublik war abge-
sperrt worden. Da die Zahl der Übersiedlungen in die 
Bundesrepublik nach wie vor hoch blieb, schloss die 
DDR am 13. August 1961 mit dem Bau der Berliner 
Mauer schließlich die letzte Grenzöffnung (Q 5a). Die 
staatliche Propaganda erklärte, die Errichtung des so-
genannten „antifaschistischen Schutzwalls“ diene der 
Abwehr der gegnerischen Kräfte. Nach dem Bau der 
Mauer war die Flucht über die Grenze lange Zeit eine 
der wenigen Möglichkeiten das Land zu verlassen. 
Die Flucht aus der DDR – der sogenannte „unge-
setzliche Grenzübertritt“ – war verboten und wur-
de strafrechtlich verfolgt (Q 5b). Das Überqueren der 
Grenze war zudem ein lebensgefährliches Vorhaben: 
Neben den patrouillierenden Grenzwachen, Zäunen, 
Gräben und Selbstschussanlagen war die Grenze 
unter anderem mit Minenfeldern gesichert (Q 5c).

Als eine weitere Option, die DDR zu verlassen, wur-
de ab den 1970er Jahren verstärkt die Beantragung 
der dauerhaften Ausreise in das westliche Ausland 
genutzt. Die Antragsstellerinnen und Antragssteller 
bezogen sich bei ihrem Ausreiseantrag auf die in 
der KSZE-Schlussakte von Helsinki festgehaltene 
Anerkennung der Menschenrechte. Der sogenannte 
„Ausreiseantrag“ stellte jedoch kein leichtes Unter-
fangen dar. Das Regime lehnte die Mehrzahl der An-
tragsstellungen ab und setzte die Antragsstellerinnen 
und Antragssteller zudem stark unter Druck (Q 5d). 
Andere Menschen, die eine Ausnahmegenehmigung 
für eine zeitweise Reise in die Bundesrepublik erhiel-
ten, nutzten die Gelegenheit und kehrten nicht in die 
DDR zurück (Q 5e).

Im Verlauf der 1980er Jahre verstärkte sich die Zahl 
der Ausreisewilligen nochmals. Vor dem Hintergrund 
der allgemeinen Unzufriedenheit in der DDR ent-
schied sich eine stetig steigende Zahl von Bürgerin-
nen und Bürgern das Land zu verlassen. Die aufkom-
mende Ausreisebewegung setzte das SED-Regime 
zusätzlich zur wachsenden Opposition nochmals 
unter Druck (Q 5f, Q 5g). Auf die zunehmende Zahl 
an Ausreiseanträgen reagierte die DDR mit einer 
vermehrten Genehmigung von Übersiedlungsersu-
chen. Das Regime hoffte, dass sich der politische 
Druck verringern könnte, wenn die „widerspens-
tigen“ Bürgerinnen und Bürgern erst einmal das 
Land verlassen hätten. So erhielten beispielsweise 
1984 schlagartig mehr als 40.000 Antragsstellerin-
nen und Antragssteller eine Ausreisegenehmigung, 
nachdem die Zahl der Bewilligungen im Vorjahr noch 
bei ca. 11.000 gelegen hatte. Doch die Vorstellung, 
dass sich die Situation hierdurch stabilisieren ließe, 
bewahrheitete sich nicht. Im Gegenteil: Die erhöhte 
Bewilligung von Ausreiseanträgen schien noch mehr 
Bürgerinnen und Bürger dazu zu bewegen, ein Über-
siedlungsersuchen zu stellen. Der Staat und die Par-
tei reagierten auf die steigende Zahl an Ausreisewil-
ligen weiterhin mit Repression. Doch die Versuche, 
die Entwicklung einzudämmen, scheiterten. In den 
Sommermonaten 1989 nahm die Zahl der Ausreise-
anträge und Fluchtaktionen nochmals zu. Allein im 
Sommer 1989 stellten 120.000 Personen einen Aus-
reiseantrag. Darüber hinaus setzte eine Massenflucht 
ein: Tausende Ostdeutsche reisten nach Ungarn und 
flüchteten von dort nach Österreich. Andere flohen 
in die Botschaften der Bundesrepublik in Prag, War-
schau und Budapest und drängten von dort auf ihre 
Ausreise in die BRD. Die massive Ausreisewelle trug 
letztlich dazu bei, dass die Diktatur der SED zusam-
menbrach. Nach dem Fall der Mauer am 9. Novem-
ber 1989 herrschte Reisefreiheit (Q 5h).

Flucht und Ausreise aus der DDR

Im Zuge der Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) unterzeichnete die DDR im Jahr 1975 das 
Abschlussdokument der Konferenz in Helsinki. Hiermit band 
sich die DDR zumindest formell an die Wahrung der Men­
schenrechte und Grundfreiheiten. Für die politische Situation 
in der DDR hatte die KSZE-Schlussakte jedoch kaum eine 
Auswirkung: In der Verfassung der DDR fehlte nach wie vor 
das Recht zum Verlassen des eigenen Landes.

KSZE-Schlussakte von Helsinki

„ungesetzlicher Grenzübertritt“

Die Flucht aus der DDR war nach dem Strafgesetzbuch der 
DDR eine Straftat. Menschen, die beim „ungesetzlichen Grenz­
übertritt“ entdeckt wurden, drohte dem 1968 eingeführten  
§ 213 zufolge eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren. Be­
reits zuvor wurde die Flucht strafrechtlich verfolgt.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/thema-05/
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Zwei DDR-Bürger, die beim Fluchtversuch im Radkasten eines LKWs entdeckt wurden, Marienborn am 7. Juni 1977. 
BStU, MfS, BV Halle, Abt. VIII, Nr. 525, Bl. 8.
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Die Erklärung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Grenzkontrollamtes Marienborn an die SED-Parteifüh-
rung vom 14. August 1961 nimmt Bezug auf den am Tag zuvor begonnenen Bau der Berliner Mauer. 

Das Grenzkontrollamt Marienborn für den Eisenbahnverkehr überwachte die grenzüberschreitenden Züge an 
der innerdeutschen Grenze zwischen dem westdeutschen Helmstedt und dem ostdeutschen Marienborn. Die 
im Text genannte „Berlinfrage“ bezeichnet die Auseinandersetzung um die geteilte Stadt zwischen der DDR und 
der BRD sowie auf einer globalen Ebene im Ost-West-Konflikt. Mit den „Warschauer Vertragsstaaten“ sind die 
Mitglieder des Warschauer Paktes, dem militärischen Verbund des Ostblocks, gemeint. Der Begriff des „Men-
schenhandels“ wurde in der DDR genutzt, um die Unterstützung zur Flucht über die Grenze zu kriminalisieren. 
Als „Bonner Militaristen und Faschisten“ wurde entsprechend der damaligen Hauptstadt der Bundesrepublik 
die Regierung Westdeutschlands bezeichnet.

Q 5a:  �Erklärung des Grenzkontrollamtes Marienborn zum Bau der Berliner Mauer  
am 13. August 1961

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6582
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 13 SED-Bezirksleitung Magdeburg, Nr. IV/2/5/111, Bl. 32.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6582
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Das Kreisgericht Salzwedel erließ am 23. Dezember 1966 einen Haftbefehl gegen einen Bürger der DDR, der 
versucht hatte, in die Bundesrepublik zu flüchten. 

Der vom Kreisgericht Salzwedel verhängte Haftbefehl wegen versuchter Republikflucht fußte auf dem Passge-
setz (Fassung von 1957) und der Verordnung zum Schutz der Staatsgrenze (Fassung von 1964/65). Aufschlüs-
selung der Kurzbezeichnungen: „MDN“ (Mark der Deutschen Notenbank), „NVA“ (Nationale Volksarmee).

Q 5b:  �Haftbefehl aufgrund von versuchter Republikflucht vom Dezember 1966

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2252735
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 32 Kreisgericht Salzwedel, Nr. 3, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2252735
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Die Fotografie zeigt sogenannte „Unterschnallbleche“, die im Januar 1974 im Kreis Halberstadt bei einer Flucht 
über die Grenze verwendet wurden. 

Die Hilfsmittel dienten dazu, das Minenfeld unbeschadet zu durchqueren. Die „Unterschnallbleche“ wurden mit 
Riemen an den Füßen befestigt. Damit während der Nutzung keine Erde in die „Unterschnallbleche“ hineinge-
langt, waren sie vorne und an der Seite geschlossen.

Q 5c:  �Fotografie von Hilfsmitteln zur Überquerung des Minenfeldes an der Grenze  
im Januar 1974

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 24 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Magdeburg, Nr. 1712, Bl. 5 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1609195
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05c/
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Das vorliegende Schreiben ist die Abschrift einer Mitteilung eines Ausreisewilligen vom 25. Juli 1989, die dieser 
neben der SED-Kreisleitung Gräfenhainichen an weitere in- und ausländische Stellen schickte.

Der Ausreisewillige hatte sich neben dem Staatschef der DDR, Erich Honecker, an den Generaldirektor seiner 
Arbeitsstätte, das Braunkohlekombinats (BKK) Bitterfeld, und die Menschenrechtskommission der Vereinten 
Nationen in New York gewandt. Die im Schreiben erwähnte Verordnung über Reisen von Bürgerinnen und 
Bürgern der DDR ins Ausland vom 30. November 1988 regelte die Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Beantragung von Besuchsreisen und Übersiedlungen ins Ausland.

Q 5d:  �Schreiben zu einem abgelehnten Ausreiseantrag und beruflicher Benachteili-
gung an den Staatschef der DDR, Erich Honecker, vom Juli 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3291, Bl. 120.

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742584
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05d/
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Die Postkarte stammt von einem in Merseburg wohnhaften Rentner, der im Herbst 1983 von einer genehmigten 
Reise in die Bundesrepublik nicht in die DDR zurückkehrte. 

Q 5e:  �Postkarte nach Nichtrückkehr eines Bürgers von einer Reise in die  
Bundesrepublik vom September 1983

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 556 Volkspolizei-Kreisamt Merseburg, Nr. 3334, Foto 1.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 556 Volkspolizei-Kreisamt Merseburg, Nr. 3334, Foto 1 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=742584
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05e/
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Mit dem vorliegenden als Abschrift überlieferten Schreiben wandte sich ein am Stadtkrankenhaus Halle be-
schäftigter Arzt an die Stadtbezirksleitung der SED in Halle-Süd. 

Um seine Anfrage hinsichtlich eines Transparents zur Reisefreiheit bei der 1. Mai-Demonstration zu bekräftigen, 
verwies der Arzt auf die KSZE-Vereinbarung zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der sich 
die DDR im Jahr 1975 in Helsinki angeschlossen hatte. Die nach 1975 fortgesetzten Verhandlungen im Rahmen 
der KSZE führten im Januar 1989 in Wien zu einer weiteren Übereinkunft zur Zusammenarbeit von Ost und 
West. Darüber hinaus nahm der Autor Bezug auf den von der DDR unterzeichneten „Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte“ der Vereinten Nationen. Der Autor erinnerte zudem an das Versprechen der 
DDR zur Einhaltung der Freiheitsrechte anlässlich des 40. Jahrestages der „Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte“ der Vereinten Nationen. Der 1. Mai, ein wichtiger Tag der Arbeiterbewegung, wurde in der DDR 
alljährlich mit Demonstrationen gefeiert, zu deren Teilnahme die Bürgerinnen und Bürger der DDR angehalten 
waren.

Q 5f:  �Anfrage zur Genehmigung für ein Transparent mit einer Parole zur Reisefreiheit 
bei der 1. Mai-Demonstration 1989

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05f/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3291, Bl. 49.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102
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Der vorliegende Bericht des Referats Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED-Bezirksleitung Halle 
vom 27. April 1989 informierte über ein Gespräch mit einem am Stadtkrankenhaus Halle angestellten Arzt zu 
dessen Anfrage hinsichtlich eines Transparents zur Reisefreiheit bei der 1. Mai-Demonstration.

Das Referat Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED-Bezirksleitung Halle war für das Berichts-
wesen innerhalb der Partei auf der Bezirksebene zuständig. An dem Gespräch mit dem Arzt nahmen ein Vor-
gesetzter des Krankenhauses, der Vorsitzenden der Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) sowie ein Vertreter der 
Kreisdienststelle des MfS teil. Die BGL stellte keine unabhängige Vertretung der Beschäftigten dar, sondern war 
eng mit der Betriebsleitung und der Betriebsparteileitung verbunden.

Q 5g:  �Information zur Ablehnung der Anfrage bzgl. eines Transparents mit einer  
Parole zur Reisefreiheit bei der 1. Mai-Demonstration 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05g/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3291, Bl. 59.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3291, Bl. 60.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102


89

Das vorliegende Fernschreiben der SED-Bezirksleitung Magdeburg vom 10. November 1989 an das Zentral-
komitee der SED, Abteilung Parteiorgane, Sektor Parteiinformation, informiert über die Ausreisebewegung, die 
im Bezirk unmittelbar nach dem Mauerfall einsetzte. 

Das Referat Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED war für das Berichtswesen innerhalb der 
Partei zuständig. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: „VPKA“ (Volkspolizei-Kreisämter; die Abteilungen Pass- 
und Meldewesen der VPKA waren für die Erteilung der Genehmigung von Reisen in das Ausland verantwortlich).

Q 5h:  �Bericht der SED-Bezirksleitung Magdeburg über die massenhafte Ausreise in 
die Bundesrepublik nach dem Fall der Mauer, 10. November 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 13 SED-Bezirksleitung Magdeburg, Nr. 22676, Bl. 64.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=6582
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-05/quelle-05h/
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Im Verlauf des Jahres 1989 gewann die politische Ent-
wicklung an Dynamik und öffentlicher Protest wurde 
schrittweise möglich. Am Beginn dieser Entwicklung 
stand die im Mai 1989 in der gesamten DDR regulär 
stattfindende Kommunalwahl. Die Kommunalwahl 
ging mit einem abermaligen Versuch der SED einher, 
einen allgemeinen Rückhalt in der Bevölkerung für die 
herrschende Politik zu erlangen. Das Wahlsystem der 
DDR bot keine Möglichkeit, zwischen verschiedenen 
Kandidatinnen und Kandidaten sowie ihren unter-
schiedlichen Programmen zu wählen. Zur Abstimmung 
standen nicht einzelne politische Akteure, sondern le-
diglich eine sogenannte „Einheitsliste“, die im Block 
gewählt wurde. In der „Einheitsliste“ waren sämtliche 
Kandidatinnen und Kandidaten in einem Vorschlag ge-
bündelt. Das Zustandekommen dieser „Einheitslisten“ 
war streng reglementiert, sodass oppositionelle Kräfte 
keine Möglichkeit zur Aufnahme in den Wahlvorschlag 
hatten. Die Kandidatinnen und Kandidaten entstamm-
ten allesamt der „Nationalen Front“. Die Forderung 
von oppositionellen Kreisen, alternative Kandidatinnen 

und Kandidaten zur Kommunalwahl im Mai 1989 zuzu-
lassen, fand kein Gehör. Die Bürgerinnen und Bürger 
der DDR hatten somit nur die Option, der „Einheitslis-
te“ zuzustimmen oder den Wahlvorschlag abzulehnen 
bzw. ihn ungültig zu machen. Die Staatspartei versuch-
te im Vorfeld der Wahl Aktivitäten von Oppositionellen 
zu verhindern. Die Kritik, die im Vorfeld der Wahl laut 
wurde, betraf sowohl das Wahlsystem selbst als auch 

landesweite und regionale Probleme wie zum Beispiel 
Luftverschmutzung (Q 6a). Bürgerinnen und Bürger 
nutzten die Wahlkreisveranstaltungen in den Wochen 
vor der Kommunalwahl dazu, ihren Unmut zum Aus-
druck zu bringen (Q 6b). Die SED tat kritische Äuße-
rungen als Störungen ab und bemühte sich darum, 
abweichende Meinungen zu unterbinden. Das offiziel-
le Wahlergebnis bescheinigte der „Einheitsliste“ der 
Nationalen Front einen fulminanten Erfolg (Q 6c). Im 
Bezirk Halle beispielsweise. stimmten den offiziellen 
Angaben zufolge 99,37 Prozent der Wählerinnen und 

Wähler für die „Einheitsliste“ der „Nationalen Front“. 
Nachdem die Versuche der Opposition, im Vorhin-
ein der Wahl Einfluss zu nehmen, weitestgehend ab-
geschmettert worden waren, beobachteten vielerorts 
Bürgerinnen und Bürger den Verlauf der Abstimmung 
in den Wahllokalen. Durch die Wahlbeobachtung am 
Tag der Kommunalwahl gelang es, Fälschungen des 
offiziellen Wahlergebnisses nachzuweisen. In „Einga-
ben“ wandten sich oppositionelle Kreise an die ver-
antwortlichen Stellen, berichteten über festgestellte 
Unregelmäßigkeiten bei der Wahl und forderten eine 
Kontrolle des offiziellen Wahlergebnisses (Q 6d). 
Die Wahlbeobachtung und die folgende Kritik an der 
Durchführung der Abstimmung ereignete sich ohne 
eine große Öffentlichkeit. Nichtsdestotrotz stellte die 
kritische Begleitung der Wahl im Frühjahr 1989 einen 
bedeutenden Schritt hin zum öffentlichen Protest in 
der DDR dar. 

Kommunalwahlen im Mai 1989

Flugblatt, das in Halle (Saale) im Vorfeld der Kommunalwahl 1989 am 7. April 1989 sichergestellt wurde. BStU, MfS, BV Halle, Abt. XX, Nr. 5760, Bl. 44.

„Nationale Front“
Die „Nationale Front“ war ein 

Zusammenschluss von verschiedenen Parteien, wie der SED 
und der CDU, und Verbänden, wie dem Gewerkschaftsbund 
und der FDJ. Die Organisation sollte den Anschein der demo­
kratischen Mitbestimmung wahren und diente darüber hinaus 
der Kontrolle der politischen Kontrahenten der SED.

„Eingabe“
Die „Eingabe“ stellte in der DDR für die 

Bevölkerung eine Möglichkeit dar, sich über staatliche Stellen 
zu beschweren. Dieses Mittel sollte dazu beitragen, Konflikte 
zwischen dem Staat und den Bürgerinnen und Bürgern zu be­
wältigen. Die Bevölkerung besaß jedoch kein Recht, gegen den 
Staat zu klagen. 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/thema-06/
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Die vorliegende „Eingabe“ zur Luftbelastung an das Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft ist auf 
das Frühjahr 1989 zu datieren. 

Die Bürgerinnen und Bürger der DDR nutzten sogenannte „Eingaben“, um Probleme aus dem Lebensalltag 
vorzubringen und die verantwortlichen Stellen zu deren Lösung aufzufordern. Im Bereich des Umweltschutzes 
war das Ministerium die oberste Behörde der DDR. Die Förderung der Umwelt besaß in der DDR rein formell 
einen hohen Stellenwert. Das im Jahr 1972 gegründete Umweltministerium der DDR gehörte weltweit zu einem 
der ersten dieser Art. Der in der Eingabe erwähnte Rat des Bezirkes Halle war auf der Bezirksebene für die Um-
setzung von Gesetzen und Maßnahmen zuständig.

Q 6a:  �Eingabe zur Staubbelastung durch den VEB Textilreinigung Quedlinburg  
vor der Kommunalwahl im Mai 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6590, Bl. 658.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6590, Bl. 658 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Das vorliegende Schreiben der SED-Stadtleitung Halle vom 16. März 1989 zum Verlauf einer Wahlkreisveran-
staltung in Halle-Süd richtete sich an die SED-Bezirksleitung Halle.

Im Vorfeld der Kommunalwahl im Mai 1989 fanden Wahlkreisveranstaltungen in den örtlichen Wahlkreisen statt, 
die offiziell zum Austausch über die Politik dienten. Vor dem Hintergrund der Kritik an der politischen Situation 
bemühte sich das SED-Regime im Frühjahr 1989 der anstehenden Wahl einen „demokratischen Anstrich“ zu 
geben. Die organisatorische Verantwortung hatten die Parteileitungen auf der Ebene des Stadtbezirks Halle-
Süd und der Stadt Halle. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: „OS M. Stern“ (Polytechnische Oberschule 
Manfred Stern).

Q 6b:  �Bericht zu einer Wahlkreisveranstaltung in Halle-Süd vor der Kommunalwahl  
im Mai 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=639227
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 5998, Bl. 88.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 5998, Bl. 89.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=639227
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Der vorliegende Eintrag aus einem Brigadetagebuch informierte über die Beteiligung der Brigade an der  
Vorbereitung und Durchführung der Kommunalwahl im Mai 1989.

Die sogenannte „Brigade“ war in den Betrieben der DDR eine Gruppe von Beschäftigten, die unter Aufsicht 
eines Anleiters, dem „Brigadier“, in einem festen Verbund zusammenarbeitete. Die Aktivitäten der Brigade wur-
den im „Brigadetagebuch“ festgehalten. Der vorliegende Eintrag stammt aus dem Brigadetagebuch einer Semi-
nargruppe der Kreisschule für Marxismus-Leninismus des VEB Schuhfabrik „Banner des Friedens“ Weißenfels.

Q 6c:  �Eintrag in ein Brigadetagebuch zur Kommunalwahl im Mai 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 595 VEB Kombinat Schuhe Weißenfels, Nr. 523, Bl. 46.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=431800
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06c/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 6000, Bl. 121.

Der vorliegende Bericht vom 17. Mai 1989 stammt aus dem Referat Parteiinformation der Abteilung Parteiorga-
ne der SED-Bezirksleitung Halle.

Das Referat Parteiinformation war für das Berichtswesen innerhalb der Partei zuständig. Die Grundlage für die 
Information bildete eine entsprechende Mitteilung der SED-Kreisleitung Naumburg über eine vom Probst von 
Naumburg, einem höheren Geistlichen der evangelischen Kirchen, überbrachte Eingabe zur Kommunalwahl im 
Mai 1989. Als weitere Adressaten der Eingabe sind in dem Bericht erwähnt der Staatsrat, das formelle Staats-
oberhaupt der DDR, der Nationalrat, das höchste Gremium der Nationalen Front sowie der Vorstand der in der 
DDR bestehenden CDU.

Q 6d:  �Information zu einer Eingabe von kirchlichen Personen zum Ablauf und  
Ergebnis der Kommunalwahl im Mai 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=639240
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06d/
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Kommunalwahlen im Mai 1989
Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 6000, Bl. 122. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 6000, Bl. 123.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=639240
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 6000, Bl. 124. Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 6000, Bl. 125.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-06/quelle-06d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=639240
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Nachdem öffentlicher Protest in der DDR lange Zeit 
kaum möglich gewesen war, fanden ab September 
1989 wöchentlich Friedensgebete und Demonstra-
tionen in einer wachsenden Zahl an verschiedenen 
Orten statt. Zeitgleich gründeten sich landesweit op-
positionelle Initiativen, wie das „Neue Forum“ und „De-
mokratie Jetzt“. Im Bezirk Halle bildete sich die Ver-
einigung „Neues Forum“ am 11. September 1989 (Q 
7a). Nachdem die Anmeldung des „Neuen Forums“ 
im Bezirk Ende September 1989 zunächst abgelehnt 
wurde, erkannte die SED-Bezirksleitung die Initiative 
schließlich am 26. Oktober 1989 als Gesprächspart-
ner an.

Die Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der Gründung 
der DDR am 7. Oktober 1989 fanden unter dem Ein-
druck der sich zuspitzenden politischen Lage statt. 
Am 9. Oktober 1989 versammelten sich erstmals un-
gefähr tausend Menschen in Halle (Saale) zum Protest 
vor der Marktkirche (Q 7b). Die anwesenden Sicher-
heitskräfte lösten die Demonstration gewaltsam auf 
(Q 7c). In den Folgewochen protestierten Tausende 
Menschen in der Innenstadt von Halle (Saale). Parallel 
zu den Geschehnissen in Halle (Saale) entwickelten 
sich auch im übrigen Gebiet des heutigen Sachsen-
Anhalts im Herbst 1989 Proteste gegen das Regime. 

Wenige Wochen später – in der DDR gingen landes-
weit bereits Hundertausende Menschen auf die Stra-
ße – wurde der Staats- und Parteichef, Erich Hone-
cker, vom höchsten Gremium der Partei zum Rücktritt 
gezwungen. Der Nachfolger an der Spitze der SED, 
Egon Krenz, kündigte Reformen an und versprach 
eine „Wende“ einzuleiten. Am 8. November 1989 
wählte das Zentralkomitee der SED den 1. Sekretär 

der SED-Bezirksleitung Halle, Hans-Joachim Böhme, 
abermals in das Politbüro. Aus Unmut über die Ent-
scheidung für den als reformunfähig geltenden Hans-
Joachim Böhme, meldeten sich daraufhin zahlreiche 
Parteiorganisationen in Protesterklärungen zu Wort 
(Q 7d). Der von der Opposition initiierte politische 

Aufbruch hatte zu diesem Zeitpunkt selbst die SED er-
fasst, sodass Parteimitglieder nun auch auf Reformen 
innerhalb und außerhalb der Partei drängten. Der 
Druck wuchs derart stark an, dass der SED-Bezirks-
sekretär in den späten Abendstunden des 9. Novem-
ber 1989 zurücktreten musste. Hans-Joachim Böhme 
wurde am 20. Januar 1990 aus der SED ausgeschlos-

sen.

Am 9. November 1989 fiel schließlich die Mauer, die 
über Jahrzehnte hinweg unverrückbares Symbol der 
deutschen Teilung gewesen war. Die SED, die sich 
mittlerweile selbst in einem Umbruchsprozess be-
fand, gab Anfang Dezember 1989 ihren Führungs-
anspruch auf. Hiermit endete die Ein-Parteien-Diktatur 
der SED. Seit dem Herbst 1989 hatten neue Initiativen 
und Parteien die politische Bühne betreten, die nun 
die weitere Entwicklung des Landes mitbestimmen 
wollten. An vielen Orten in der DDR gründeten sich 
sogenannte „Runde Tische“, an denen die alten und 
neuen politischen Kräfte zur Entscheidungsfindung 
zusammentraten (Q 7e). Der „Runde Tisch“ im Bezirk 
Halle bildete sich am 12. Dezember 1989 und tagte 
fortan bis Ende Mai 1990. Die Einflussmöglichkeiten 
des bisherigen höchsten Gremiums im Bezirk, dem 
Rat des Bezirkes, schwanden allmählich und gingen 
an den „Runden Tisch“ über. Allerdings kam es zu kei-
ner tatsächlichen Übernahme der Macht durch den 
„Runden Tisch“. Im Zuge des Jahres 1989 konnten 
die zuvor sehr begrenzten Handlungsspielräume in 
der DDR Stück für Stück erweitert werden, bis die Dik-
tatur der SED schließlich in der Friedlichen Revolution 
zusammenbrach.

Friedliche Revolution 1989 in Halle (Saale)

Die Fotografie zeigt eine Montagsdemonstration in Halle an der Saale 
(1989), BStU, MfS, BV Halle, Fo, Nr. 1, Bild 124.

Der Umbruch in der DDR 1989/90 wird 
häufig als „Wende“ bezeichnet. Der Begriff geht auf den letz­
ten Generalsekretär der SED, Egon Krenz, zurück, der mit 
diesem Wort die versprochene politische Veränderung um­
schrieb. Angesichts dessen, dass der „Wende“-Begriff aus 
den Reihen der SED geprägt wurde, ist seine Verwendung 
als Terminus für den Epochenumbruch umstritten.

„Wende“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/thema-07/
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Die vorliegenden Dokumente enthalten die Information zur Bildung der Vereinigung "Neues Forum" des Bezir-
kes Halle sowie den Gründungsaufruf der am 9. September 1989 bei Berlin gegründeten Initiative. 

Das „Neue Forum“ entwickelte sich zu einem bedeutenden oppositionellen Akteur im Herbst 1989. Frank und 
Katrin Eigenfeld, die den Aufruf für die Gründung des „Neuen Forums“ für den Bezirk Halle verfassten, gehörten 
zu den Mitbegründern des „Neuen Forums“ am 9. September 1989 bei Berlin. Sowohl Frank als auch Katrin 
Eigenfeld waren bereits über Jahre hinweg in der DDR oppositionell aktiv gewesen.

Q 7a:  �Information zur Gründung der Vereinigung „Neues Forum“ des Bezirkes Halle 
im September 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3294, Bl. 49.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637103
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07a/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3294, Bl. 50.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637103
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3294, Bl. 51.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637103
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Der vorliegende Bericht zum Demonstrationsgeschehen in Halle (Saale) am 9. Oktober 1989 wurde von der 
Bezirksverwaltung für Staatssicherheit des MfS in Halle für die Bezirksleitung der SED verfasst.

Die Abteilung Innere Angelegenheiten des örtlichen Rates, die dem Ministerium des Innern unterstand, diente 
der Sicherstellung der „sozialistischen Ordnung“. In diesem Zuge ging die Abteilung Innere Angelegenhei-
ten unter anderem gegen politische Gegner vor. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „VP“ (Volkspolizei), 
„DVP“ (Deutsche Volkspolizei).

Q 7b:  �Bericht zur Demonstration in Halle (Saale) am 9. Oktober 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3300, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637107
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07b/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3300, Bl. 2.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637107
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Der vorliegende Bericht entstammt der Politischen Abteilung der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei 
(BDVP). 

Die Politische Abteilung der Volkspolizei war unter anderem verantwortlich für die Verbindung zur SED und die 
Kontrolle der Angehörigen der Volkspolizei in politischen Fragen. Der Volkspolizist der durch Dienstverweige-
rung auffällig geworden war, trug den Rang eines Obermeisters (OMstr.). Vor seiner Dienstzeit im Volkspolizei-
Kreisamt Halle (VPKA) war der OMstr. der Volkspolizei Berufsunteroffizier bei der Nationalen Volksarmee (NVA) 
gewesen. Der OMstr. der Volkspolizei war in der SED-Parteiorganisation innerhalb der örtlichen Volkspolizei 
aktiv und bekleidete das Amt eines Parteigruppenorganisators. Die Parteigruppe war die unterste organisatori-
sche Einheit in der SED.

Q 7c:  �Information zur Dienstverweigerung eines Mitglieds der Volkspolizei Halle nach 
der Demonstration in Halle (Saale) am 9. Oktober 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1456107
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07c/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 555 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle, Nr. 127, Bl. 205.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 555 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle, Nr. 127, Bl. 206.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1456107
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3301, Bl. 29.

Die Aufforderung zum Rücktritt des 1. Sekretärs der SED-Bezirksleitung Halle, Hans-Joachim Böhme, durch die 
Parteigruppenorganisatoren der Parteigruppen am Landestheater Halle, ist auf den 8./9. November 1989 zu 
datieren. 

Beim 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung handelte es sich um das höchste politische Amt auf Bezirksebene. Der 
Rücktritt von Hans-Joachim Böhme von sämtlichen Ämtern erfolgte am 9. November 1989. Die Parteigruppe, 
der der Parteigruppenorganisator vorstand, war die unterste organisatorische Einheit in der SED. Die in dem 
Schreiben genannten Kampfgruppen waren paramilitärische Einheiten, die sich aus Beschäftigten von staat-
lichen Betrieben sowie weiteren Einrichtungen zusammensetzten und zur Niederschlagung innerer Unruhen 
gegründet worden waren. 

Q 7d:  �Forderung von Parteigruppen nach dem Rücktritt des 1. Sekretärs der  
SED-Bezirksleitung Halle im November 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637030
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07d/
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Das vorliegende Protokoll dokumentiert das erste Zusammentreffen des „Runden Tisches“ für den Bezirk Halle 

am 12. Dezember 1989.

Die Gründungssitzung des „Runden Tisches“ für den Bezirk Halle fand in der Heilig-Kreuz-Kirche in Halle (Saa-

le) statt. An dem Treffen nahmen neben den kirchlichen Gastgebern diverse politische Initiativen und Parteien 

teil. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „SDP“ (Sozialdemokratische Partei in der DDR), „CDU“ (Christ-

lich-Demokratische Union Deutschlands), „LDPD“ (Liberal-Demokratische Partei Deutschlands), „VdGB“ (Ver-

einigung der gegenseitigen Bauernhilfe), „DBD“ (Demokratische Bauernpartei Deutschlands), „DFD“ (Demo-

kratischer Frauenbund Deutschlands), „FDGB“ (Freier Deutscher Gewerkschaftsbund).

Q 7e:  �Protokoll zur Konstituierung des „Runden Tisches“ für den Bezirk Halle am  
12. Dezember 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07e/
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 305, Bl. 277 (RS).

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 305, Bl. 277.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 305, Bl. 278.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164


111

Fr
ie

d
lic

h
e

 R
ev

o
lu

ti
o

n
 1

9
8

9
 in

 H
al

le
 (

S
aa

le
)

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 305, Bl. 279.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 305, Bl. 278 (RS).

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/thema-07/quelle-07e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164


Bausteine zur Geschichte und Gesellschaft 
im Nationalsozialismus

Wirtschaft und Arbeit 
im Nationalsozialismus

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Jugend und Erziehung 
im Nationalsozialismus

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Repression und 
Handlungsspielräume 
im Nationalsozialismus

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Wirtschaft und Arbeit 
im Nationalsozialismus

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Jugend und Erziehung 
im Nationalsozialismus

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Repression und 
Handlungsspielräume 
im Nationalsozialismus

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

HEFT 2: 
Jugend und Erziehung 
im Nationalsozialismus 

Themen:
• Schule und Universität
• �Nationalpolitische Erziehungs-

anstalten (NPEA) und National-
politische Bildungsanstalten 
(NAPOBI)

• �Außerschulische Bildung und
Freizeitangebote der Hitler-
Jugend (HJ) und des Bundes
Deutscher Mädel (BDM)

• Reichsarbeitsdienst (RAD)
• �Unangepasste sowie „ras-

sisch“ verfolgte Kinder und
Jugendliche

• �Mütter, Schwangerschaft und
die NS-„Rassenideologie“

HEFT 1: 
Repression und  
Handlungsspielräume im 
Nationalsozialismus 

Themen:
• �Machtübernahme und frühe

NS-Verbrechen: „Eisleber Blut-
sonntag“

• �Entmachtung der Opposition
• �Machtübernahme und „Gleich-

schaltung“: Unterdrückung
oppositioneller Vereine und
Verbände

• �Novemberpogrom 1938
• �Formen des Widerstandes und

der Hilfe für Verfolgte
• �Polizei im Nationalsozialismus:

Terror- und Verfolgungsapparat
• �Im Namen der Gerechtigkeit?

Justiz im Nationalsozialismus
• �Lager und Haftanstalten als Orte

des Ausschlusses und
der Verfolgung

HEFT 3: 
Wirtschaft und Arbeit 
im Nationalsozialismus 

Themen:
• �Gleichschaltung in Wirtschaft

und Arbeitswelt sowie Aus-
schluss von Oppositionellen 

• �Arbeitseinsatz und Arbeitsbe-
schaffung

• �„Volksgemeinschaft“ und
„Betriebsgemeinschaft“

• �Ausschluss von Jüdinnen und
Juden aus der Wirtschaft

• �Aktion „Arbeitsscheu Reich“
• �„Arbeitserziehungslager“ der

Gestapo
• �Zwangsarbeit im Nationalsozia-

lismus

Informationen zur Bestellung
Die Materialien sind kostenfrei über die Landeszentrale für 
politische Bildung Sachsen-Anhalt zu beziehen.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-01/quellennah-heft-01/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-02/quellennah-heft-02/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-03/quellennah-heft-03/


Bausteine zur Geschichte und Gesellschaft in der 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR)

Wirtschaft und Arbeit 
in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Jugend und Erziehung 
in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Repression und 
Handlungsspielräume in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Wirtschaft und Arbeit 
in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Jugend und Erziehung 
in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

Repression und 
Handlungsspielräume in der DDR

Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
Geschichte erleben

HEFT 4: 
Repression und Handlungs-
spielräume in der DDR 

Themen:
• �Aufbau der Ein-Parteien-

Herrschaft der SED
• Polizei in der SED-Diktatur
• �Aufstand vom 17. Juni 1953 in

Magdeburg
• �Verfolgung und Diskriminierung

in der DDR
• �Flucht und Ausreise aus der

DDR
• Kommunalwahl im Mai 1989
• �Friedliche Revolution 1989 in

Halle (Saale)

HEFT 6: 
Wirtschaft und Arbeit 
in der DDR 

Themen:
• �Aufbau der sozialistischen

Planwirtschaft
• �Arbeiten im Volkseigenen

Betrieb
• �Versorgungsmangel und

Umweltzerstörung
• �Der Weg zur deutschen Einheit

und die wirtschaftliche Krise zu
Beginn der 1990er Jahre

HEFT 5: 
Jugend und Erziehung 
in der DDR 

Themen:
• Bildung in der DDR
• „Freie Deutsche Jugend“
• �Jugendkulturen in den 1970er

und 80er Jahren
• �„Umerziehung“ von Kindern

und Jugendlichen

Digitales 
Angebot

... oder einfach den

QR-Code scannen.
Unter https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/
onlineangebote/quellennah/ können die Hefte 

als PDF heruntergeladen werden. 

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-04/quellennah-heft-04/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/quellennah-heft-05/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-06/quellennah-heft-06/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/



	Quelle 1a: 
	Q1a: 
	Quelle 1b: 
	Quelle 1c: 
	Quelle 1d: 
	Quelle 1e: 
	Quelle 1f: 
	Quelle 2a: 
	Quelle 2b: 
	Quelle 2c: 
	Quelle 2d: 
	Quelle 2e: 
	Quelle 3a: 
	Quelle 3b: 
	Quelle 3c: 
	Quelle 3e: 
	Quelle 4a: 
	Quelle 4c: 
	Quelle 4d: 
	Quelle 4e: 
	Quelle 5a: 
	Quelle 5b: 
	Quelle 5c: 
	Quelle 5d: 
	Quelle 5e: 
	Quelle 5f: 
	Quelle 5g: 
	Quelle 5h: 
	Quelle 6a: 
	Quelle 6b: 
	Quelle 6c: 
	Quelle 6d: 
	Online-Recherche im Landesarchiv Sachsen-Anhalt: 
	Quelle 7a: 
	Quelle 7b: 
	Quelle 7c: 
	Quelle 7d: 
	Button29: 
	Quelle 3d: 
	QA Q1a: 
	QA Q1b: 
	QA Q1d: 
	QA Q1c: 
	QA Q1e: 
	QA Q2a: 
	QA Q2b: 
	QA Q1f: 
	QA Q2d: 
	QA Q2e: 
	QA Q2c: 
	QA Q3a: 
	QA Q3b: 
	QA Q3c: 
	QA Q3e: 
	QA Q3d: 
	QA Q4a: 
	QA Q4b: 
	QA Q4d: 
	QA Q4e: 
	QA Q5a: 
	QA Q5b: 
	QA Q5c: 
	QA Q5d: 
	QA Q5e: 
	QA Q5f: 
	QA Q5g: 
	QA Q5h: 
	QA Q6a: 
	QA Q6b: 
	QA Q4c: 
	QA Q6d: 
	QA Q7a: 
	QA Q7b: 
	QA Q7c: 
	QA Q7d: 
	QA Q6c: 
	QA Q7e: 
	Heft 4, Kapitel 1: 
	Heft 4, Kapitel 3: 
	Heft 4, Kapitel 4: 
	Heft 4, Kapitel 5: 
	Heft 4, Kapitel 6: 
	Heft 4, Kapitel 2: 
	Heft 4, Kapitel 7: 
	Zum Landesarchiv: 
	Heft 1: 
	Heft 2: 
	Heft 3: 
	Heft 4: 
	Heft 5: 
	Heft 6: 
	Webseite Landesarchiv Sachsen-Anhalt QuellenNah: 
	Vorwort: 
	Einleitung: 
	Didaktischer Kommentar: 
	Ortsübersicht: 
	Außerschulische Lern- und Gedenkorte: 
	Weiterführende Projektideen: 
	Weiterführende Literatur: 
	Aufbau einer Ein-Parteien-Herrschaft in der SED: 
	Polizei in der SED-Diktatur: 
	Aufstand vom 17: 
	 Juni 1953: 

	Verfolgung und Diskriminierung in der DDR: 
	Flucht und Ausreise aus der DDR: 
	Kommunalwahlen im Mai 1989: 
	Friedliche Revolution: 
	Quellenübersicht: 


